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Ausstieg
Auch nach dem Atomausstieg 
im Jahr 2022 sollen nach dem 
Willen der Politik zwei Anlagen 
weiterlaufen: Gronau und Lin-
gen. Das zu ändern regt sich 
nun massenhaft Protest.

Einstieg
Im Februar jährt sich die Ben-
nennung Gorlebens als Stand-
ort für ein Nukleares Entsor-
gungs-Zentrum zum 40. Mal. 
Die GR beginnt jetzt schon ihre 
Serie „40 Jahre ’77”.

Umstieg
Die Endlagerkommission als 
Auftakt der „neuen” Endlager-
suche ist Geschichte, die folgen-
den Schritte noch Zukunft. Ein 
guter Zeitpunkt, zu erklären, wie 
das Verfahren weitergeht.



Gegen Lingen und Gronau

Seit der erste Atomreaktor ans Netz 
gegangen ist, kämpft die Anti-Atom-
Bewegung. Wir wollen den Atomaus-
stieg, weil Atomenergie, und damit 
alle Stufen der nuklearen Kette, das 
Leben und die Gesundheit von uns 
Menschen gefährdet. 
Zwei Atomanlagen aber wurden 
vom deutschen Atomausstieg bisher 
ausgespart: Die Urananreicherungs-
anlage (UAA) in Gronau und die 
Brennelementefabrik in Lingen. Mit 
den Pannen und den Protesten ge-
gen die Uralt-Reaktoren in Belgien 
und Frankreich gerieten die beiden 
deutschen Anlagen wieder stärker in 
den Blickpunkt von Öffentlichkeit und 
Politik.
Doch das Bundesumweltministerium 
verhält sich in höchsten Maße wi-
dersprüchlich: Einerseits äußert Um-
weltministerin Hendricks gravieren-
de Sicherheitsbedenken bezüglich 
der grenznahen Atomkraftwerke und 
fordert die Stilllegung, andererseits 
seien ihr aus rechtlichen Gründen die 
Hände gebunden. 
Dem widerspricht jedoch ein Rechts-
gutachten, das die atomkraftkritische 
Ärzteorganisation IPPNW kürzlich 
vorgestellt hat. Darin heißt es, dass 
die Ausfuhr von Brennelementen 
aus Lingen in die maroden Atom-
kraftwerke Doel, Cattenom und Fes-
senheim mit deutschem Recht nicht 
vereinbar sei und untersagt werden 
müsse. Dies wäre ein erster Schritt 
in Richtung Atomausstieg für die 
Brennelementefabrik in Lingen. 
Auch gegen die UAA in Gronau konn-
te unser Druck ein Stückchen Bewe-
gung bringen: Das Bundesumwelt-
ministerium hat erste Gespräche mit 
der Atomaufsicht in NRW geführt. 
Doch das allein reicht nicht. Kraftvolle 
Proteste auf der Straße an den Atom-
standorten Lingen und Gronau sind 
notwendig. Die Demo am 29. Okto-
ber war ein guter Anfang zu sagen:  
Wer es mit Atomausstieg und Schutz 
vor ausländischen Schrott-AKW ernst 
meint, muss auch die Brennelemen-
teproduktion und die Urananreiche-
rung stoppen!

Dr. med. Angelika Claußen
IPPNW
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In einer Bürgerinitiative geht es 
manchmal auch nicht anders 

zu, als in einer Familie; oder, um 
ein Bild für diejenigen zu wäh-
len, denen ein Familienmodell 
zu eng ist: in Patchwork-Famili-
en oder Wohngemeinschaften. 
Es sind (glücklicherweise) nicht 
immer alle einer Meinung. Und 
am Küchentisch können die Wo-
gen auch schon mal hoch schla-
gen. Der Küchentisch der BI ist 
(neben der Mitgliederversamm-
lung!) der Vorstandstisch im ers-
ten Stock des Büros, und an die-
sem Tisch (danke, Gerhard!) und 
seinen vielen Vorgängern haben 
in 40 Jahren schon viele von uns 
gesessen, gelacht, geplant, disku-
tiert oder auch mal auf ihn drauf-
gehauen. Manche sind mit gro-
ßen Plänen angetreten und ha-
ben später genervt, desillusio-
niert das Handtuch geworfen, 
aber die überwiegende Mehr-
zahl ist hier gewachsen, hat sich 
geschärft, ist bisweilen über sich 
hinausgewachsen, hat Aufgaben 

übernommen und Projekte an-
gestoßen und durchgezogen, hat 
sich Respekt und Wertschätzung 
erworben und immer auch eini-
ge Lebenszeit investiert. Und nie-
mals war das Ziel strittig, höchs-
tens der Weg dorthin ...

Obwohl die vierzehntägli-
chen Sitzungen donners-

tags prinzipiell offen sind, kom-
men nur äußerst selten Mit-
glieder dazu. Überhaupt ist das 
eher der Fall, wenn jemand un-
zufrieden ist, empört oder wü-
tend. Und das kommt glückli-
cherweise sehr selten vor. Trotz-
dem hing bisweilen ein Vorwurf 
der „Elite“ oder des „Exklusi-
ven” im Raum. Das ist kein Wun-
der, denn große Teile der BI sind 
aus selbstorganisiertem und au-
tonomen Handeln entstanden, 
dem Vereins- und ähnliche Struk-
turen grundsätzlich verzichtbar 
sind. Die Akzeptanz dieser Mit-
glieder muss sich jeder Vorstand 
immer wieder neu durch sein 

konkretes Handeln erarbeiten.

Um sich also mit der wendlän-
dischen Basis – ob nun Mit-

glieder oder nicht – zu beratschla-
gen, gibt es traditionell den „Rat-
schlag“. In den Zeiten der „Endla-
gerkommission“ konnten wir mit 
unseren Aufrufen aber manchmal 
nur zwei Dutzend Aktivist/-innen 
hinter dem Ofen hervorlocken. Zu 
weit entfernt von der Atommüll-
Wirklichkeit waren die von den 
Berliner Lobbyisten gesetzten 
Themen. In jüngster Zeit mehren 
sich aber die Aufrufe von innen 
und außen, es bräuchte mal wie-
der Ratschläge. Und noch bes-
ser klingt es neuerdings wieder in 
unseren Ohren: Wir müssen mal 
wieder was machen ... Jetzt, wo 
der Jahrestag der Standortbenen-
nung sich nähert, freut uns das 
besonders und sind wir hellwach! 
Und der Winter ist eine gute Zeit, 
um Pläne zu schmieden und sich 
mal wieder näher zu kommen. Al-
so: Wat mutt, dat mutt! Und: Was 
lange währt, wird endlich gut.

Redaktion: Andreas Conradt (ac),
Torsten Koopmann (kp) (beide verant- 
wortlich, Adresse wie vor), Jan Becker 
(jb), Wolfgang Ehmke (we), Birgit Huneke 
(bh), Torben Klages (tk), Rebecca Harms (rh)

Gestaltung: Andreas Conradt
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Es ist der 8. Februar 1979, als 115 
Trecker und Mähdrescher die Teil-
nehmer des  Bundesausschusses 
für Forschung und Technologie in 
Gartow empfangen. Das Thema: 
Informationspolitik zu Gorleben. 
Die Veranstaltung beginnt mit 
der Überreichung einer Resolu-
tion des Gartower Landvolk-Be-
zirksvorsitzenden Horst Schulz an 
den  Vorsitzenden des Ausschus-
ses und CDU-Bundestagsabge-
ordneten Dr. Albert Probst und 
mit einem Fragenkatalog, aus-
gehändigt von Marianne Fritzen. 
Probst stellt schon bald fest, dass 
der Dialog zwischen den örtli-
chen Gemeinden, dem Bund und 
Land verbesserungsbedürftig sei. 
Ja, die Informationspolitik. Sie 
muss verstärkt werden.
Nach stundenlangem Schwätzen 
beklagt der Schriftsteller Nicolas 
Born die Verquickung von Politik 
und Atomlobby. Und ein junger 
Landwirt aus Teichlosen erklärt: 
„Wir sind auf die Straße gegan-
gen, weil wir Angst haben. Aber 
so wie ich Sie habe reden hö-
ren, machen Sie mir noch mehr 
Angst!“ 
Reinhard Ueberhorst nannte das 
Gespräch eine Ouvertüre für ei-
nen längeren Dialog, in dem ge-
meinsam ein Modell zur Lösung 
der Probleme gefunden werden 
soll. 
Und nun, 38 Jahre später? Die 
Ouvertüre läuft immer noch!
Als die Mitglieder des Bundes-
tagsausschuss am Nachmittag 
wieder in ihren Hubschraubern 
nach Bonn sitzen, kommentiert 
die Bürgerinitiative das Treffen:  
„Unerträglich ist die Unklarheit 
und Unsicherheit, mit der wir 
hier seit zwei Jahren zu leben ha-
ben!“
Klar ist aber die Reaktion des 
wendländischen Widerstands 
vier Wochen später: „Albrecht wir 
kommen“, lautet das Motto des 
Trecks nach Hannover! (bh)

Tihange
Fußball für unser Leben
Trotz deutlicher Risse im Reak-
torblock, ist das belgische AKW 
Tihange 2 noch immer am Netz. 
In jüngster Zeit kam es zu diver-
sen Pannen. Fußball-Regionalli-
gist Alemannia Aachen ruft des-
halb zu „Stop Tihange!“ auf. Das 
Heimspiel am 12. November ge-
gen die U21 des 1. FC Köln steht 
ganz unter diesem Motto. Der 
Sportverein teilt die Sorgen der 
Bevölkerung und möchte mit 
dieser Aktion ein deutliches Zei-

chen senden. „Wir werden an 
diesem Tag mit einem Sondertri-
kot spielen, das unsere Haltung 
zum Thema Tihange eindeutig 
wiederspiegelt“, kündigt Aleman-
nia-Geschäftsführer Timo Skrzyp-
ski an. „Wir würden uns freuen, 
wenn alle Stadionbesucher eben-
falls Flagge zeigen.“ Die Aleman-
nia wird dazu ein Sondershirt 
auflegen, das im Fanshop ange-
boten wird. Die Erlöse aus dem 
Ticketverkauf werden an die In-
itiative „Stop Tihange“ gespen-
det. (pm)

Anti-Atom-Oper
Spinnen gegen Atom
Mitte September wurde im Stadt- 
theater Winterthur (Schweiz) ei-
ne Anti-Atom-Oper aufgeführt. 
Mit Peter Roths „Spinnen” sol-
len „festgefahrene Positionen 
zum Thema Atomenergie auf-
gebrochen und neue Sichtwei-

sen ermöglicht werden”, heißt es 
in einer Pressemitteilung. In der 
Nähe könnte einst das Schwei-
zer Endlager für radioaktive Ab-
fälle gebaut werden, dann wür-
den Züge mit dem Atommüll 
mitten durch Winterthur rollen. 
Der Toggenburger Komponist 
Roth bedient sich in seiner Oper 
der Novelle „Die schwarze Spin-
ne” von Jeremias Gotthelf. Mit 
ihr thematisiert er die Risiken 
der Atomenergie und der radio-
aktiven Abfälle. Was bei Gotthelf 
die mehr schlecht als recht weg-
gesperrte, todbrin gende Spin-
ne ist, steht bei Roth für den 
strahlenden Atommüll. (pm)

Endlagerkommission
Das Gesetz dauert noch
Das Bundesumweltministerium 
(BMUB) hat begonnen, die Emp-
fehlungen der Endlagerkommis-
sion in Gesetzesform zu bringen. 
Die Umsetzung gestaltet sich je-
doch komplex, so dass selbst eine 
intern abgestimmte Version der-
zeit noch nicht vorliegt. Nach de-
ren Erstellung folgt die Ressortab-
stimmung. Das BMUB plant, alle 
von der Kommission angespro-
chenen Aspekte, also auch Export-
verbot und Veränderungssperre, 
in einem Gesamtgesetzespaket 
zu bündeln. Ziel ist, den Geset-
zesentwurf noch in diesem Jahr 
ins parlamentarische Verfahren zu 
bringen. Mit einem Abschluss ist 
nicht vor März zu rechnen. (gr)

Kulturelle Landpartie I
Rundschau goes KLP
Die Redaktion der „Gorleben 
Rundschau” (GR) wird wäh-
rend der „Kulturellen Landpar-
tie” (25. Mai bis 6. Juni) an ei-
nem neuen Wunde.r.punkt in Neu 
Darchau Ausstellungen zum The-
ma „40 Jahre Gorleben” zeigen. 
Das Erscheinungsbild soll sich am 
Layout der GR orientieren. (gr)

Gorleben Archiv
Unsere Geschichte
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Medien I
10 Jahre Graswurzel.tv
Wendland, November 2006: Die 
Berichterstattung zu den Castor-
transporten ist schwach und 
Youtube gerade erst erfunden. 
Drei kamerabegeisterte Freun-
de aus Lüneburg ärgern sich, 
wie einseitig von den herkömm-
lichen Medien und im Internet 
über die Proteste rund um Gor-
leben berichtet wird und ent-
scheiden sich, selbst aktiv zu 
werden – die Geburtsstunde von 
graswurzel.tv. Zehn Jahre spä-
ter sind mehr als 200 kurze Do-
kumentarfilme über Protest und 
Widerstand auf der eigenen In-
ternetseite veröffentlicht, die 
Gruppe gewachsen. Ein gemein-
nütziger Verein lenkt die Geschi-
cke, organisiert Workshops und 
Screenings, und zwei internatio-

„TTIP und CETA – nicht heute, 
nicht späta!“ skandierten die 
Trommler/-innen der Gruppe 
„Xamba“ aus dem Wendland 
durch die Hamburger Möncke-
bergstraße. Fast 100 Menschen 
folgten dem Aufruf zur gemeinsa-
men Zugreise nach Hamburg und 
stachen mit ihren Wendlandfah-
nen hier und dort aus der Masse 
heraus. Die gemächlich dahin-
rollende Bummelbahn aus dem 
Wendland in Richtung Lüneburg 
eröffnete einigen dabei völlig 
neue Perspektiven: Der Komfort 
in einer Bahn übersteigt die Platz-
wahl direkt auf dem Gleis um ein 
Vielfaches ...  
Am Wochenende drauf fand die 
Atommüllkonferenz in Göttin-
gen statt, dieses Mal erweitert 
um ein Koordinierungstreffen 
anstehender Castor Transporte. 
Die Konferenz ist die bundesweite 
Plattform für den Austausch über 
aktuelle Atommüllpolitik. Egal ob 
Rückbau, Zwischenlagerung oder 
Standortsuchprozesse, hier wird 
um Positionen gerungen und 
werden akute Problemstellungen 
diskutiert. Ironischerweise neh-
men dabei die aktuellen Themen 
immer mehr Zeit in Anspruch, 
obgleich in der öffentlichen Wahr-
nehmung der sogenannte Atom-
ausstieg die Massen offenkundig 
zur Ruhe kommen lässt. 
Apropos „Atomausstieg“: Ende 
Oktober versammelten sich 
viele Aktive in Lingen. Unter dem 
Motto „Atomkraft jetzt den Saft 
abdrehen!“ wurde nachdrücklich 
darauf gedrängt, die unbefristet 
laufenden Anlagen in Lingen 
und Gronau sofort zu schließen 
Im Zuge der Mobilisierung zur 
Demo durften wir unter anderem 
Alexander Tetsch mit seinem 
neuen Vortrag „Was Sie schon 
immer über das Atom wissen 
wollten, aber bisher nicht zu fra-
gen wagten“ wieder im Wendland 
begrüßen. (tk)

Gorleben
Plan verlängert, aber ...
Das Niedersächsische Landesamt 
für Bergbau, Energie und Geo-
logie (LBEG) hat auf Antrag des 
Bundesamtes für Strahlenschutz 
(BfS) einen verlängerten Haupt-
betriebsplan für das Bergwerk 
Gorleben bis zum 31. Dezem-
ber 2017 zugelassen. Der Plan 
regelt die Arbeiten zum Über-
gang in den so genannten Offen-
haltungsbetrieb. Bis Ende 2017 
müssen über- und untertägig al-
le Rückbauarbeiten abgeschlos-
sen sein. Damit wird in Gorleben 
der gesamte Erkundungsbereich 
außer Betrieb genommen und al-
le dazugehörigen Anlagen und 
Systeme werden entfernt. Die 
Übergangsarbeiten in den reinen 
Offenhaltungsbetrieb laufen be-
reits seit dem vergangenen Jahr. 
In dem jetzt noch verbleibenden 
Restzeitraum des Übergangs fal-
len der Rückbau der technischen 
Sicherungsanlagen auf den Stan-
dard einer normalen Industrie-
anlage sowie der Abriss weiterer 
Anlagen und Einrichtungen. (pm)

Umweltpolitik
30 Jahre BMUB 
Im September feierte das Bun-
desumweltministerium (BMUB) 
30-jähriges Bestehen. Das „Festi-
val der Zukunft“ stand unter dem 
Motto „Umweltpolitik 3.0“. Orga-
nisationen, Verbände und Initia-
tiven aus dem In- und Ausland 
präsentieren ihre Themen und 
Ideen für die Umweltpolitik der 
Zukunft: von Naturschutz, Land-
wirtschaft und Ernährung bis hin 
zu Klimaschutz, Globalisierung 
und Nachhaltigkeit im Sport. Mit 
dabei war auch die BI Lüchow-
Dannenberg, nicht ohne auf ei-
nem Banner darauf hinzuweisen, 
dass es sie schon zehn Jahre län-
ger gibt als das BMUB. Bei des-
sen Besuch am BI-Stand hatten 
Kerstin Rudek und Günter Her-
meyer vom Vorstand Gelegen-
heit, den Sprecher der Umwelt-
ministerin, Michael Schroeren, zu 
den Schließungsplänen für die 
Uranfabrik in Lingen zu befragen. 
Rudek: „Ohne den Druck von der 
Straße wird hier so schnell gar 
nichts passieren.“ (pm, gr)

Unser Pla-
net stößt an 
die Grenzen 
seiner Be-
lastbarkeit. 
Ein einfaches 
„Weiter so” 
kann es nicht 
geben. 

Es ist Zeit für 
eine neue, 
gestärkte 
Umwelt-
politik.

Bundesumwelt-
ministerin Barbara 
Hendricks (SPD)

Medien II
10 Jahre PubliXviewinG
Dannenberg, November 2006: 
In mehreren Schaufenstern der 
Stadt stehen Computer- und 
TV-Monitore, die Bilder von den 
Protesten des aktuell laufenden 
Castortransports zeigen. Die 
Idee: „Public is viewing!” Was 
vor zehn Jahren noch als eige-
ne Protestform begann, hat sich 
inzwischen zu einer Bildagentur 
für die Anti-Atom-Bewegung ge-
wandelt. (ac)

nale Dokumentar-Langfilme sind 
entstanden. Nach wie vor be-
richtet graswurzel.tv unabhän-
gig über Demos und Aktionen 
zu unterschiedlichen Themen 
und gibt auch denen eine Stim-
me, die sonst vielleicht nicht ge-
hört würden. (pm)

BI-Büro
Aktion und Politik
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Nazi-Vergangenheit
„Traditionslinien” der BGR
Die Bundesanstalt für Geowis-
senschaften und Rohstoffe (BGR) 
ist einer der wichtigsten Bera-
tungs- und Forschungsdienste 
der Bundesregierung, sie unter-
steht dem Wirtschaftsministeri-
um. Doch ihr Ansehen ist inzwi-
schen schwer geschädigt (GR
berichtete). Recherchen der ARD 
und des Bundestagsabgeord-
neten Hubertus Zdebel 
(Linke) belegen nun, 
dass die Präsi-
denten der BGR 
Alfred Ben-
tz, Hans-Joa-
chim Martini 
und Gerhard 
Richter-Bern-
burg in der 
Nazi-Zeit bei 
der Ausbeu-
tung von Roh-
stoffen besetzter Ge- 
biete eine gewichtige Rol-
le gespielt haben. Martini und Rich-
ter-Bernburg sowie der ehemalige 
Leiter der Auslandsabteilung 
der BGR, der Lagerstättenkund-
ler Alfred Cissarz, waren in die 
Aktivitäten des Reichsamtes für 
Bodenforschung während des 
Dritten Reichs verstrickt. Die Ant-
wort auf die Anfrage der Bür-
gerinitiative Lüchow-Dannen-
berg (BI) zu dieser Traditionslinie 
blieb der BGR- Sprecher And-
reas Beuge vor wenigen Wo-
chen noch schuldig. Inzwischen 
ist der öffentliche Druck aber so 
groß, dass die BGR die Hinwei-

se auf ihrer Homepage zu ihren 
braunen Ex-Präsidenten gelöscht 
hat und stattdessen schreibt: 
„Die systematische geschichtli-
che Untersuchung und wissen-
schaftliche Aufarbeitung der BGR 
und ihrer Vorläufereinrichtungen 
steht noch aus.” Die BI aber for-
dert, es müsse geklärt werden, 
welche Rolle die Genannten bei 
der so genannten „Salzlinie“ ge-
habt haben, wie die BGR-Posi-

tion spöttisch genannt 
wird, wenn es um 

das Wirtsgestein 
bei der Atom-
müllendlage-
rung geht.
Martini und 
Richter-Bern-
burg hat-
ten die Atom-

mülllagerung 
im ehemali-

gen Salzbergwerk 
Asse II befürwortet, 

das geht aus dem Par-
lamentarischen Untersuchungs-
ausschuss zum Asse-Dilemma 
hervor und wird auch von Beu-
ge nicht bestritten. Jahrelang 
hatte die BGR auch an geologi-
schen Expertisen gearbeitet, die 
die Eignungshöffigkeit des Salz-
stocks Gorleben als nukleares 
Endlager belegen sollten. Diese 
Arbeit gipfelte in einer Eignungs-
aussage. Die BI fordert nicht nur 
die Aufarbeitung der BGR-Ge-
schichte, sondern auch „die ge-
botene kritische Distanz zur Salz-
linie und den Widerruf derartiger 
Aussagen.“ (we)

Treffen am Schwarzbau
Nostalgie und Ausblick
Die BI Lüchow-Dannenberg gibt 
bekannt: „Wir möchten uns am 
Freitag, dem 11. November am 
Abend mit Euch an der Beluga 
treffen. Feuertonne, Lagerfeuer, 
Grill ... Ein bisschen Nostalgie, 
einige Infos zu den Fasstranspor-
ten und den lädierten TN-85-Be-
hältern und der Aussicht darauf, 
dass 2017 wieder Castoren rol-
len, wenn auch nicht ins Wend-
land.” Ort: Atomanlagen Gorle-
ben, Beginn: 18 Uhr (gr)

Castor TN 85
Für immer in Gorleben? 
Besonders eilig scheint es das 
niedersächsische Umweltminis-
terium nicht zu haben. Im August 
hatte die BI Lüchow-Dannenberg 
angefragt, welche Auswirkun-
gen sich für die neun Behälter 
der Baureihe TN 85 ergeben, die 
aus der WAA La Hague ins Zwi-
schenlager Gorleben transpor-
tiert und bei denen später Män-
gel in der Dokumentation der 
Fertigung nachgewiesen wurden 
(GR berichtete). „Wir haben jetzt 
nachgehakt und die Frage dahin-
gehend zugespitzt, ob es für die 
Behälter Probleme bei einer ver-
kehrsrechtlichen Zulassung ge-
ben kann”, so die BI. Wenn ja, 
stünden die TN 85 womöglich in 
Gorleben, ohne dass sie jemals 
wieder abtransportiert werden 
können. (we)

Kulturelle Landpartie II
Widerstands Partie
Die eintägige „Widerstands Par-
tie” wird auch während der Kul-
turellen Landpartie Ende Mai 
nächsten Jahres wieder stattfin-
den – dann bereits zum dritten 
Mal. Am Freitag vor Pfingsten 
wird es an den Atomanlagen bei 
Gorleben erneut ein buntes Fest 
geben. Der Charakter der Veran-
staltung soll in den Grundzügen 
unverändert bleiben gegenüber 
den Vorjahren. (gr)

Petition
Haftpflicht für AKW
Drei Jahre nach Übergabe von 
rund 15 000 Unterschriften für 
eine angemessene Haftpflicht-
versicherung für Atomkraftwer-
ke in Europa startet die Initiative 
„atomstopp_oberoesterreich” er-
neut eine Petition an das Europä-
ische Parlament. 
„Es ist völlig unverständlich, 
dass sich die Europäische Kom-
mission drei Jahrzehnte nach 
Tschernobyl und fünf Jahre nach 
Fukushima immer noch nicht zu 
einer angemessenen Haftpflicht-
versicherung für alle Reaktoren 

in der EU durchringen kann. Da-
bei ist die Notwendigkeit jedem 
klar, auch der Kommission. Aber 
offensichtlich ist sie nicht in der 
Lage, diese Überzeugung ge-
genüber der Atomlobby durch-
zusetzen! Das ist äußerst fahr-
lässig!”, kommentieren Gabriele 
Schweiger und Roland Egger von 
„atomstopp_oberoesterreich”.
„Alle, die das auch so sehen, 
sind herzlich zur Mitunterzeich-
nung eingeladen!”
Mit nur wenigen Klicks kann die 
Petition noch bis Ende Febru-
ar auf www.atomstopp.at unter-
zeichnet werden! (pm)
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 IPPNW zum AKW-Rückbau
Müll lieber da lassen
Die Atomindustrie möchte die 
deutschen Atomkraftwerke nach 
ihrer Stilllegung zurückbauen und 
den überwiegenden Teil der ge-
ring radioaktiven Abrissmateriali-
en unter anderem per „Freigabe“ 
in den konventionellen Stoffkreis-
lauf übergeben. Diese Materiali-
en würden auf regulären Müllde-
ponien entsorgt und recycelt wer-
den. Die Bevölkerung würde da-
mit in Berührung kommen.
Die Ärzteorganisation IPPNW hat 
angeregt, eine alternative Still-
legungsstrategie zu prüfen: Ein 
auf Dauer angelegter Einschluss 
des gering radioaktiven „Freiga-
be-Mülls” nach der Entnahme der 
schwach-, mittel- und hochakti-
ven Stoffe. „Ein Gutachten belegt 
nun, dass dies machbar ist und 
die Strahlenbelastung der Be-
völkerung reduzieren würde“, so 
IPPNW-Arzt Dr. Jörg Schmid. 
Der Physiker und Atomexper-
te Wolfgang Neumann empfiehlt 
in seiner Stellungnahme die skiz-
zierte IPPNW-Option „Stehenlas-
sen nach Entkernung“. Er begrün-
det diese Option „mit der nach-
haltigen Verringerung des Ra-
dioaktivitätsinventars von rund 
1017 Becquerel (Bq) auf weni-
ger als 109 Bq mit Vorteilen beim 
Strahlenschutz und mit der Ver-
ringerung des Störfallrisikos.“ Der 
entscheidende Vorteil liege darin, 
dass die Strahlenbelastung der 
Bevölkerung aufgrund der nicht 
erfolgten Freigabe als geringer 
einzuschätzen sei als bei den bis-
her in der Bundesrepublik etab-
lierten Stilllegungsstrategien.
Alternativ umsetzbar wäre laut 
Gutachten eine Option „Vollstän-
diger Rückbau mit Bunker“. Dabei 
würden alle beim kompletten Ab-
bau des Atomkraftwerks angefal-
lenen gering radioaktiven Mate-
rialien in ein neu am Standort zu 
errichtendes robustes Bauwerk 
eingebracht werden.  „Bei beiden 
Optionen gäbe es keine unkont-
rollierte Verbreitung von Radionu-
kliden in die Umwelt“, so IPPNW-
Experte Henrik Paulitz. „Auch 
müsste nicht an Deponien, Ver-
brennungsanlagen, Metallschmel-
zen oder Schrotthändlern mit 
dem radioaktiven Material umge-
gangen werden.“ (pm)

Brexit
Hinkley Point nun doch?!
Als die neue britische Minister-
präsidentin Theresa May nach 
der Entscheidung der Briten, die 
EU zu verlassen, eine Überprü-
fung des Atomneubauprojek-
tes Hinkley Point forderte, schien 
sich eine Möglichkeit zu eröffnen, 
sich von diesem Projekt zu verab-
schieden. 
Denn wie könnten die exorbitant 
hohen Kosten und das zweifel-
hafte Reaktordesign, das bislang 
schon in Finnland und Frankreich 
nur für extreme Kostensteigerun-
gen und Projektverzögerungen 
gesorgt hat, einer Überprüfung 
standhalten? 
Auch im französischen Staats-
konzern EDF, der zwei Drittel der 
Projektkosten tragen wird, gab es 
erhebliche Zweifel. Viele dort wa-
ren nicht von der Wirtschaftlich-
keit des Projekts überzeugt. So 
trat der Finanzdirektor des Kon-
zerns zurück, weil er die Investi-
tion für zu riskant hielt. Auch die 
ansonsten sehr atomfreundli-
chen Gewerkschaften rebellierten 
gegen das Projekt, weil sie vie-
le Jobs in Gefahr sahen. Letztlich 
entschied man sich dennoch für 
das Projekt.
Auch die britische Premierminis-
terin gab nach einigen Wochen 
Prüfung grünes Licht für das um-
strittene Projekt. Die Höhe der 
notwendigen Subventionen war 
offenbar nicht Teil der Untersu-
chung. Einzig die Frage, ob es 
gefährlich sei, einer chinesischen 
Firma einen Anteil von einem 

Drittel an einem so wichtigen bri-
tischen Infrastrukturprojekt zu 
überlassen, war strittig. 
Trotz dieser für viele überra-
schenden Wendung ist das letz-
te Wort in der Sache noch nicht 
gesprochen. Österreich und Lu-
xemburg klagen gegen die ho-
hen Subventionen vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof. Der Ab-
nahmepreis von mehr als 90 
Pfund pro Megawattstunde für 
den in Hinkley Point C produzier-
ten  Strom wird für 35 Jahre ga-
rantiert. Die Brexit-Entscheidung 
hat zunächst keine Auswirkung 
auf die Klage solange Großbri-
tannien noch Mitglied der EU ist. 
Das wird mindestens noch für 
die nächsten zwei Jahre der Fall 
sein. 
Sollten die Reaktoren also tat-
sächlich in Bau gehen, gibt es 
zwei Szenarien: Entweder be-
kommt EDF die gleichen Prob-
leme wie bei den beiden ande-
ren Reaktorprojekten, was dem 
Staatskonzern das Genick bre-
chen könnte. Dafür müssten die 
französischen Steuerzahler auf-
kommen. 
Oder es gelingt, die Reaktoren 
zu bauen, dann tragen die briti-
schen Verbraucher die Rechnung 
indem sie 35 Jahre lang einen 
überhöhten Strompreis zahlen.
In jedem Fall aber verhindert die 
Entscheidung den Einstieg in ei-
ne wirklich zukunftsfähige und 
nachhaltige Energiewirtschaft in 
Großbritannien und fesselt das 
Land in einem Energiesystem 
von gestern. (rh)

Gorleben Archiv
Udo L. wird Mitglied
Der Panikrocker Udo Lindenberg 
wird Mitglied im Gorleben Ar-
chiv. Der einfachen Willensbe-
kundung (rechts) soll ein förmli-
cher Aufnahmeantrag folgen. Der 
Musiker thematisiert in seinen 
Texten häufig soziale und politi-
sche Missstände und engagiert 
sich immer wieder auch im An-
ti-Atom-Widerstand, zuletzt beim 
Hamburger Literaturfest „Lesen 
ohne Atomstrom” und bei den 
Protesten gegen die Urananrei-
cherungsanlage in seiner Hei-
matstadt Gronau. (gr)

Die 
Entscheidung 
pro Hinkley 
Point fesselt 
Großbritanni-
en in einem 
Energie-
system von 
gestern
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Atomkraft den Saft abdrehen
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Demonstration

Die Demonstration stand 
unter dem Motto: „Atom-
kraftwerken den Saft ab-

drehen! Brennstoffversorgung 
aus Lingen und Gronau stop-
pen!“ Von der Bundesregierung 
sowie den Landesregierungen 
in Niedersachsen und NRW for-
derten die beteiligten Initiativen 
und Verbände unter anderem 
die sofortige Stilllegung der nie-
dersächsischen Atomkraftwer-
ke Lingen und Grohnde sowie 
der Brennelementefabrik Lingen 
(Niedersachsen) und der Uran-
anreicherungsanlage Gronau 
(NRW).
Bei der Demonstration kamen ne-
ben Redner/-innen aus den Re-
gionen Emsland, Münsterland 
und Wendland auch Mitglieder 
von Anti-Atomkraft-Organisatio-
nen aus Belgien und Frankreich 
zu Wort, die vom Brennelemen-
te-Export aus Lingen besonders 
stark betroffen sind. Den weites-
ten Weg hatte ein Kundgebungs-
redner aus Russland.

»  „Uranfabriken stilllegen!”

Mit ihrem Protest hat die Anti-
Atomkraft-Bewegung die inter-

nationale Bedeutung der Atom-
standorte Lingen und Gronau, 
die beide nur rund 40 Kilome-
ter voneinander entfernt sind, in 
den öffentlichen Fokus gerückt.
Verknüpft werden beide Standorte 
durch gefährliche Atomtransporte.
Die Urananreicherungsanlage in 
Gronau gehört zum Urenco-Kon-
zern und produziert angereichertes 
Uran, das international in Brenn-
elementefabriken und Atomkraft-
werken zum Einsatz kommt.
In der Lingener Brennelementefa-
brik des französischen Atomkon-
zerns Areva werden Brennele-
mente für belgische und französi-
sche Schrottreaktoren hergestellt. 
Im Aufruf zur Teilnahme an der 
Demonstration hieß es: „Wäh-
rend die verbleibenden acht deut-
schen Atomkraftwerke bis Ende 
2022 abgeschaltet werden sollen, 
bleibt die nukleare Infrastruktur 
unangetastet. Sowohl die Brenn-
elementefabrik in Lingen als auch 
die Urananreicherungsanlage in 
Gronau verfügen weiterhin über 
eine unbefristete Betriebsgeneh-
migung. Beide Uranfabriken ver-
sorgen Atommeiler in aller Welt 
mit Brennstoff, so auch die be-
sonders maroden Meiler Tihange, 

Uran-
anreiche-
rungsanlage 
und Brenn-
elemente-
fabrik sind 
noch vom 
Atomaus-
stieg ausge-
nommen

Atomkraft den Saft abdrehen
Atomausstieg Mit einer überregionalen Demonstration am Atomstandort Lingen haben 
Ende Oktober rund 700 Menschen ein deutliches Zeichen für die Notwendigkeit eines um-
fassenden und sofortigen Atomausstiegs gesetzt.
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Demonstration
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Doel, Fessenheim und Cattenom.“
Die Anti-Atom-Bewegung drängt 
darauf, die Ausfuhr nuklearer 
Brennstoffe an die maroden AKW 
in Belgien und Frankreich sofort 
zu unterbinden. Dieser Export-
stopp ist – laut einem Gutachten 
der IPPNW – rechtssicher mög-
lich.
Sie fordert zudem, dass die Ur-
anfabriken in Lingen und Gronau 
in den Atomausstieg einbezogen 
und sofort stillgelegt werden. Die 
Forderung nach Stilllegung der 
beiden Anlagen wird seit diesem 
Jahr auch von den Umweltminis-
terinnen und Umweltministern 
aller Bundesländer erhoben.

»  Unfall wäre verheerend

Der Trägerkreis, der die Demonst-
ration organisiert hat, ist darüber 
erfreut, dass Ende Oktober be-
sorgte Menschen auf die Straße 
gegangen sind. Die Gefahren, die 
von den Atomanlagen in Lingen 
und anderswo ausgehen, sind 
nicht auf einen Ort beschränkt. Ei-
ne Reaktorkatastrophe im Ems-
land, in Belgien oder Frankreich 
hätte in weiten Teilen Europas 
verheerende Konsequenzen. Dies 
verdeutlicht auch das in den letz-
ten Tagen veröffentlichte Gutach-
ten zu den möglichen Folgen ei-
nes Super-GAUs im belgischen 
AKW Tihange.

»  Rechtsgutachten eindeutig

„Die Ausfuhr von Brennelemen-
ten aus Lingen in die maroden 
Atomkraftwerke Doel, Cattenom 
und Fessenheim ist mit deut-
schem Recht nicht vereinbar und 
muss untersagt werden.” Zu die-
sem Ergebnis kam die Rechts-
anwältin Cornelia Ziehm bereits 
im Juli in einem von der Ärzteor-
ganisation IPPNW beauftragten 
Rechtsgutachten.
Und obwohl das Bundesum-
weltministerium gravierende Si-
cherheitsbedenken bezüglich der 
grenznahen Atomkraftwerke auf-
rechterhält und von den franzö-
sischen und belgischen Behör-
den die Stilllegung dieser Kraft-
werke fordert, behauptete die Be-
hörde Anfang September in ihrer 
Antwort an die IPPNW, es sei aus 
rechtlichen Gründen nicht mög-
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Weitere Infos: www.gorleben-rundschau.de

lich, einen Exportstopp für Brenn-
elemente aus der Fabrik in Lin-
gen zu verfügen. Das Ministeri-
um begründete dies mit einem 
Passus aus dem Atomgesetz, 
der aus dem Jahre 1958 stammt. 
Dass das Ministerium auf ein Ge-
setz zurückgreift, mit dem seiner-
zeit die kommerzielle Nutzung 
der Atomenergie in Deutschland 
zugelassen und gefördert werden 
sollte, ist in Zeiten des gesetzlich 
festgelegten Atomausstiegs be-
merkenswert.
Nach Auffassung des Bundesum-
weltministeriums könne die Aus-
fuhr von Kernbrennstoffen an-
geblich nur zum Schutz vor einer 
„missbräuchlichen Verwendung“ 
untersagt werden. Der vom 
Atomgesetz bezweckte umfas-
sende Schutz vor dem „Freiwer-
den von Kernenergie“ ist aber zu 
Recht losgelöst von jeglicher Ab-
sicht und stellt allein auf den Akt 
des „Freiwerdens von Kernener-
gie“ als solchen ab. Das heißt, al-
le aus „der Anwendung und dem 
Freiwerden der Kernenergie“ re-
sultierenden Risiken werden er-
fasst – „egal“, ob missbräuchlich 
oder nicht.

»  Ministerin soll handeln

Diese Rechtsauffassung des Bun-
desumweltministeriums hat 
Ziehm in der nun vorliegenden 
Stellungnahme bewertet und in 
allen Punkten widerlegt (s. Inter-
view Seite 12). Die IPPNW und die 
im Anti-Atom-Bündnis zusam-
men geschlossenen Bürgerinitia-
tiven fordern Bundesumweltmi-
nisterin Barbara Hendricks erneut 
auf, endlich zu handeln.
„Verweigern Sie Ihre Zustim-
mung zum Export der Brennele-
mente in die unsicheren grenzna-
hen Kraftwerke! Das Leben und 
die Gesundheit von uns Bürge-
rInnen hier in Deutschland und 
in Belgien und Frankreich muss 
Vorrang haben vor jeglichen un-
ternehmerischen Interessen“, er-

klärte auch Dr. Angelika Claußen, 
ebenfalls von der IPPNW.

»  Zweierlei Maß?

Cornelia Ziehm weist zudem auf 
einen anderen Fall von 2010 hin, 
bei dem der damalige Bundes-
umweltminister seine Zustim-
mung zu einem ihm vom Bun-
desamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle vorgelegten An-
trag auf Ausfuhr bestrahlter For-
schungsreaktor-Brennelemen-
te nach Russland verweigerte. 
Zur Begründung führte er da-
mals an, dass nach den Maßstä-
ben des Atomgesetzes nicht von 
einer schadlosen Verwertung aus-
gegangen werden könne. Warum 
für die Ausfuhrgenehmigung für 
Brennelemente nach Doel, Fes-
senheim und Cattenom ein ande-
rer Maßstab gelten soll, bleibt in-
des unklar ...
„Es ist höchste Zeit, dass die bei-
den vom Atomausstieg ausge-
nommenen Atomanlagen in Lin-
gen und Gronau endlich in das 
Atomausstiegsgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland integ-
riert werden. Papier ist geduldig, 
doch die Menschen wollen nicht 
länger die Risiken der profitorien-
tierten Konzerne tragen. Mit dem 
Betrieb von Urananlagen gehen 
Beugungen von Menschenrech-
ten, insbesondere von indigenen 
Völkern, einher”, bewertete Kers-
tin Rudek von der Bürgerinitiati-
ve Lüchow-Dannenberg die Un-
entschlossenheit von Ministerin 
Hendricks. Rudek moderierte die 
Kundgebungen in Lingen sou-
verän und mit viel Elan. Aus Lü-
chow-Dannenberg waren rund 30 
Menschen mit dem Bus nach Lin-
gen gefahren. „Die Anti-Atom-Be-
wegung muss zusammenstehen. 
So wie früher viele zu den Castor-
transporten ins Wendland gekom-
men sind, streiten wir jetzt an vie-
len Orten für den sofortigen Aus-
stieg aus der Atomkraft und das 
Ende der Atommüllproduktion.”

Nach GAU-Gutachten
Regierung soll handeln

Der Bundesverband Bürgeriniti-
ativen Umweltschutz (BBU) und 
das Aktionsbündnis Münsterland 
gegen Atomanlagen fordern nach 
der Veröffentlichung des Gutach-
tens zu den möglichen Folgen ei-
nes Super-GAUs im belgischen 
AKW Tihange von Bundesum-
weltministerin Barbara Hendricks  
(SPD) den sofortigen Stopp des 
Exports von angereichertem Uran 
aus dem westfälischen Gronau 
sowie von Brennelementen aus 
dem emsländischen Lingen, die 
der Versorgung der belgischen 
Pannenreaktoren dienen. 
Die Bundesregierung ist tief in 
den Betrieb der belgischen Pan-
nenreaktoren in Tihange und Do-
el bei Antwerpen verstrickt. Mit 
Billigung des Bundesumweltmi-
nisteriums beliefert der Gronauer 
Urananreicherer Urenco nach ei-
genen Angaben eine Tochter des 
belgischen AKW-Betreibers Elec-
trabel. Aus Lingen beliefert Areva 
nach der aktuellen Atomtransport-
Liste des Bundesamtes für Strah-
lenschutz die ebenfalls sehr stör-
anfälligen Atomreaktoren in Do-
el mit frischen Brennelementen.
„Diese Exporte sind ein Unding. 
Sie ermöglichen den Pannenre-
aktoren zum Teil überhaupt erst 
den Weiterbetrieb. Spätestens 
im Lichte des neuen Gutachtens 
muss Hendricks die Reißleine zie-
hen und die Exporte stoppen. Wer 
diese hochgefährlichen AKWs wi-
der besseren Wissens beliefert, 
ist bei Störfällen mitverantwort-
lich,“ so Matthias Eickhoff vom 
Aktionsbündnis Münsterland ge-
gen Atomanlagen.
Der BBU und die Anti-Atomkraft-
Initiativen fordern zudem von 
NRW und Niedersachsen, dass 
sie jetzt maximalen Druck auf die 
Bundesregierung und die Betrei-
ber der beiden Atomanlagen in 
Gronau und Lingen ausüben, da-
mit die Liefertransporte einge-
stellt werden. „Fünf Jahre nach 
Fukushima ist es dringend Zeit, 
dass auch die Urananreicherung 
und Brennelementeproduktion 
endlich beendet werden – denn 
ohne den Uranbrennstoff können 
die Pannenreaktoren nicht lau-
fen”, so Udo Buchholz vom Bun-
desverband der Bürgerinitiativen.

Ein
Exportstopp 
nach Frank-
reich und 
Belgien ist 
rechtssicher 
möglich
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»  Frau Dr. Ziehm, herzlichen 
Dank, sie sind eine vielbeschäf-
tigte Rechtsanwältin, schön, dass 
sie Zeit haben, ein kurzes Inter-
view für die Gorleben Rundschau 
zu geben.
Sie haben ein Gutachten und ak-
tuell eine Stellungnahme zu der 
Antwort des Bundesumweltmi-
nisteriums (BMUB) auf dieses 
Gutachten erstellt. Worum geht 
es bei dieser Stellungnahme?

Dr.  Ziehm: Die Stellungnahme 
setzt sich mit der Argumentation 
des Bundesumweltministeriums 
auseinander, wonach angeblich 
die Bundesregierung keine Hand-
habe habe, Exporte von Brenn-
elementen aus der Fabrik in Lin-
gen in Atomkraftwerke nach Bel-
gien und Frankreich, insbesonde-
re Doel, Cattenom und Fessen-
heim zu untersagen.

»  In Ihrer Stellungnahme wei-
sen Sie auch auf die Wider-
sprüchlichkeit hin: Am 20. April 
2016 hat Bundesumweltministe-
rin Barbara Hendricks die belgi-
sche Regierung ausdrücklich ge-
beten, den Block 3 des Atom-
kraftwerkes Doel vom Netz zu 
nehmen. Jetzt vertritt die Minis-
terin die Haltung, die Brennele-
menteexporte in die französi-
schen Atomkraftwerke Fessen- 
heim und Cattenom und ins bel-
gische AKW Doel könnten auf-
grund einer fehlenden belastba-
ren rechtlichen Grundlage nicht 
unterbunden werden. Was haben 
Ihre Recherchen ergeben?

Dr.  Ziehm: Zum einen ist diese 
Argumentation in der Tat in ho-
hem Maße widersprüchlich, die 
neusten Antworten der Bundes-

„ ... in hohem Maße widersprüchlich”
Dr. Cornelia Ziehm über das widersprüchliche Auftreten des Bundesumweltministeriums
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Interview

regierung ergeben, das 2016 erst-
mals nach Doel 3 geliefert wurde, 
also exakt in das Atomkraftwerk 
und in den Block, von dem Frau 
Hendricks im April selbst noch die 
Stilllegung gefordert hatte. Aber 
unabhängig von dieser Wider-
sprüchlichkeit ist auch rechtlich 
die Argumentation meines Erach-
tens nach nicht haltbar. Das Bun-
desumweltministerium verweist 
insbesondere auf die Gesetzesbe-
gründung von 1958 für das Atom-
gesetz, und diese Begründung 
soll nach Auffassung des Bun-
desumweltministeriums darauf 
abstellen, dass angeblich nur ei-
ne missbräuchliche Verwendung 
von Kernbrennstoffen im Ausland 
untersagt werden könnte. Das er-
gibt sich aber tatsächlich gar nicht 
aus der damaligen Gesetzesbe-
gründung.

»  Wie bewerten Sie die Begrün-
dung des Ministeriums durch ei-
nen Passus aus dem Atomgesetz, 
der aus dem Jahr 1958 stammt, 
und dass das Ministerium hier 
auf ein Gesetz zurückgreift, mit 
dem seinerzeit die kommerzi-
elle Nutzung der Atomkraft in 
Deutschland zugelassen und ge-
fördert wurde?

Dr.  Ziehm: Zum einen ist dieser 
Verweis des Bundesumweltminis-
teriums auf das Gesetz von 1958 
natürlich bemerkenswert, weil in 
Zeiten des Atomausstiegs eine 
andere Bewertung der Nutzung 
der Atomenergie zugrunde zu le-
gen ist, als 1958. Vor allen Dingen 
aber hat bereits auch der Gesetz-
geber von 1958 nicht allein auf ei-
ne missbräuchliche Verwendung 
von Kernbrennstoffen, die expor-
tiert werden sollen, abgestellt, 

sondern er hat vielmehr und aus-
drücklich auch gesagt, dass es da-
rauf ankommt, wie die Verwen-
dung im Ausland erfolgt und 
dass diese „unter objektiven An-
haltspunkten” nicht zu einer Ge-
fährdung der Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland führen 
darf – unabhängig davon, ob das 
missbräuchlich erfolgt oder nicht. 
Von daher kommt es allein darauf 
an, ob Sicherheitsbedenken be-
stehen, die gegen eine Verwen-
dung von Kernbrennstoffen aus 
Deutschland im Ausland sprechen.

»  Unser Metier ist das Sichtbar-
machen solcher Widersprüche 
von Genehmigungsbehörden und 
Aufsichtsinstanzen von Atoman-
lagen und Atomtransporten. Da-
für haben wir gerade erst in Lin-
gen demonstriert.
Ihr Metier sind die Recherchen 
der rechtlichen Gegebenheiten 
und ihre Einordnung in den ak-
tuellen gesellschaftlichen Kon-
text. Sehen Sie Möglichkeiten, 
bei weiterem Erteilen und Nicht-
zurücknahme von Exportgeneh-
migungen von Brennelementen 
in marode Atommeiler seitens 
des BMUB, rechtlich eine Klä-
rung herbeizuführen? Immerhin 
geht es darum „Leben, Gesund-
heit und Sachgüter vor den Ge-
fahren der Kernenergie und der 
schädlichen Wirkung ionisieren-
den Strahlen zu schützen“ und 
die „innere und äußere Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutsch-
land“ zu wahren? Die Zitate stam-
men aus dem Atomgesetz und 
aus Ihrer Stellungnahme. Gibt 
es Klagemöglichkeiten und wer 
könnte klagen?

Dr.  Ziehm: Zuständig für die Er-

teilung von Ausfurgenehmigun-
gen ist das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle, und 
das untersteht in diesem spe-
ziellen Fall der Weisungsbefug-
nis des Bundesumweltminis-
teriums. Wenn das BMUB wei-
ter ein Handeln in dieser Sache 
ablehnt, müsste man in der Tat 
über ein Verfahren nachdenken. 
Nach einem entsprechenden An-
trag an das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle wäre 
dann gegebenenfalls Klage zu er-
heben. Klagen könnte ein Anwoh-
ner oder eine Anwohnerin aus der 
mehr oder weniger unmittelba-
ren Umgebung eines Atomkraft-
werkes in Frankreich oder Belgi-
en, das mit Kernbrennelementen 
aus Lingen beliefert wird und er-
heblichen Sicherheitsbedenken 
der zuständigen staatlichen Stel-
len in Deutschland begegnet.

»  Vielen Dank für das Interview.

Bemerkens-
wert ist der 
Verweis auf 
ein Gesetz 
von 1958

„ ... in hohem Maße widersprüchlich”
Dr. Cornelia Ziehm über das widersprüchliche Auftreten des Bundesumweltministeriums

Recht Das Bundesumweltministerium bemängelt die fehlende Sicherheit französischer 
und belgischer Atomkraftwerke, vertritt aber gleichzeitig die Auffassung, dass Lieferun-
gen von Brennelementen aus Lingen nach Frankreich und Belgien nicht untersagt werden 
können. Dem widerspricht die Rechtsanwältin Dr. Cornelia Ziehm. Kerstin Rudek traf die 
rastlose Juristin zwischen zwei Terminen – in einem Taxi in Hannover.
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Endlagersuche

Phase Eins.Eins
Nach Abschluss der Kommission geht die Suche in die nächste Runde

Lackmustest für die Politik
von Gabi Haas

Sandkastenspiele, Griff in 
die Trickkiste, fauler Kom-
promiss: Der Abschluss-

bericht der Endlagerkommissi-
on wurde von Umweltverbän-
den und Standortinitiativen fast 
einhellig verrissen. Akzeptanz-
beschaffung statt Öffentlichkeits-
beteiligung, zahnloser Rechts-
schutz, vage Auswahlkriterien, 
so lautete die Kritik an den Vor-
schlägen der Kommission, die 
das Standortsuchgesetz ja eigent-
lich verbessern sollten. Ein über 
sechshundert Seiten starkes Werk 
– gewogen und für zu leicht be-
funden. Wie soll man nun weiter 
damit verfahren?  
Tatsächlich entpuppen sich die 
Kommissions-Empfehlungen in 
praktisch allen wichtigen Punk-
ten als schwammig und schwach. 
So dehnbar und auslegbar, dass 
selbst der Gorlebener Salzstock 
mit seinen offensichtlichen Män-
geln weiter im Rennen bleibt.  
Die Befürchtungen der Atomkri-
tiker haben sich bestätigt: Dass 
dieser skandalumwitterte Stand-
ort nicht von vorneherein ausge-
schlossen wurde, ist der Geburts-
fehler des gesamten Verfahrens. 
So genannte K.O.-Kriterien, die 
Gorleben zwingend ausgeschlos-
sen hätten, waren von Anfang an 
tabu. Einen echten Neustart bei 
der Standortsuche konnte es gar 
nicht geben. Punkt. 
Und dennoch darf dieser Bericht 
nun nicht einfach in der Schubla-
de verschwinden. Man erinnere 
sich nur an den AKEnd – eine Ex-
pertengruppe, die im Auftrag des 
früheren Umweltministers Trittin 
schon einmal Kriterien für eine 
neue Standortsuche entwickeln 

Der
Kompromiss 
enthält in 
Detailfragen 
auch Zuge-
ständnisse 
an Gorleben-
Kritiker

sollte. Deren Ergebnisse wurden 
2002 vorgelegt, aber nie umge-
setzt. Gewiss, seit Fukushima hat 
sich die Stimmung im Land ge-
dreht. Es ist kaum vorstellbar, 
dass die Politik die Vorschläge der 
Endlagerkommission wie damals 
vollständig ignoriert. Die Frage ist 
aber, was davon am Ende noch 
übrig bleibt. 
Um es klarzustellen: Der Kompro-
miss, zu dem sich die Kommissi-
on buchstäblich in letzter Minute 
durchgerungen hat, enthält in De-
tailfragen auch einige Zugeständ-
nisse an das Lager der Gorleben-
Kritiker. Das ist in erster Linie der 
Hartnäckigkeit des niedersächsi-
schen Umweltministers Stefan 
Wenzel zu verdanken. Es sind be-
grenzte Erfolge – in ihrer Wirkung 
zwar unbestimmt, aber dennoch 
Verbesserungen gegenüber dem 
Status quo. 
Ein Beispiel: Erstmals seit 1995, 
seit der sogenannten Salzstu-
die der Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstof-
fe (BGR), wird in einem offiziel-
len Dokument ein „günstiger Auf-
bau des Deckgebirges“ wieder als 
Eignungskriterium für mögliche 
Endlagerstandorte gefordert. Al-
lerdings nicht als Mindestkriteri-
um, wie es im Sinne „bestmögli-
cher Sicherheit“ eigentlich selbst-
verständlich gewesen wäre. Weil 
über dem Gorlebener Salzstock 
bekanntlich kein intaktes Deckge-
birge existiert, hat man diesen As-
pekt den viel schwächeren Abwä-
gungskriterien zugeschlagen und 
Gorleben damit im Spiel gehalten. 
Ein fragwürdiger Kompromiss. 
Aber immerhin wurden die Karten 
neu gemischt. Und, um im Bild zu 
bleiben, mit dem Deckgebirgskri-
terium haben die Gorleben-Geg-
ner einen zusätzlichen Joker in 

Suchverfahren Über zwei Jahre waren Politik und Lobbyisten, aber auch Umweltverbän-
de und Standortinitiativen mit der Arbeit der so genannten Endlagerkommission beschäf-
tigt. Auch in der „Gorleben Rundschau” wurde ausführlich über die Arbeit der Kommissi-
on und die Weigerung der Anti-Atom-Bewegung, darin mitzuarbeiten, berichtet. Im Som-
mer hat die Kommission schließlich ihren Abschlussbericht vorgelegt und damit die erste 
Phase der „neuen Endlagersuche” eingeläutet. Welche weiteren Phasen und Schritte fol-
gen, erklären unsere Autor/-innen in Wort und Bild.
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Die
AKW-Betrei-
ber verlieren 
ihren direk-
ten Einfluss 
auf die End-
lagersuche

der Hand.  Ähnliches gilt auch 
für andere Vorschläge der Kom-
mission. Der gleichrangige Um-
gang mit allen drei Wirtsgestei-
nen, etwa durch die Festlegung ei-
ner einheitlichen 100-Grad-Grenz-
temperatur? Ja, aber nur eine vor-
läufige Empfehlung. Und dennoch 
Grund genug für die Pro-Gorle-
ben-Fraktion, sich in einem Son-
dervortum davon klar abzusetzen. 
Nachbesserungen bei den Klage-
rechten für die betroffenen Bür-
ger? Ja, aber nicht für alle Stufen 
des Auswahlprozesses und auch 
nur in Bezug auf die formale Ein-
haltung von Kriterien und Verfah-
rensweisen. Grund ist die soge-
nannte Legalplanung: Die eigent-
lichen Auswahlentscheidungen 
werden nicht mehr durch die Be-
hörde, sondern vom Parlament 
per Gesetz beschlossen. Sie sind 
deshalb gerichtlich nicht nachprüf-
bar – es sei denn durch eine wenig 
aussichtsreiche Verfassungsklage.
Fazit: Die Standortentschei-
dung bleibt eine Frage der poli-
tischen Machtverhältnisse. Und 
gerade deshalb müssen die Um-
welt- und Standortinitiativen das 
Verfahren auch in Zukunft in je-
der Phase wachsam begleiten. 
Das fängt bei der Umsetzung 
der, wenn auch unzureichenden, 
Kommissionsempfehlungen an. 
Nur ein erster Schritt, aber so-
zusagen der Lackmustest, wie 
ernst es Regierung und Bundes-
tag mit ihrer Ankündigung mei-
nen, das Standortsuchgesetz nun 
zu überarbeiten und zu verbes-
sern. Schließlich ist diese Zusa-
ge ja nur unter dem massiven 
Druck der niedersächsischen Lan-
desregierung zustande gekom-
men. Die Politik muss jetzt liefern, 
und die Bewegung sollte ihr da-
bei genau auf die Finger schauen. 

spielt das BfS zukünftig im Stand-
ortauswahlverfahren keine Rol-
le mehr, bleibt aber Fachbehör-
de für alle Angelegenheiten des 
Strahlenschutzes. 
BfE und BGE befinden sich der-
zeit im Aufbau. Auch die wichtigs-
ten Personalentscheidungen sind 
getroffen: Zum neuen Präsiden-
ten des BfE wurde Wolfram Kö-
nig (Grüne) berufen. Zudem wur-
den Ursula Heinen-Esser (CDU), 
Ewold Seeba (SPD) und Albert 
Lennartz (Grüne) zu Geschäfts-
führern der BGE bestellt. Damit 
ist die zukünftige Endlagersu-
che schwarz-grün eingefärbt. Die 
handelnden Personen bringen ei-
niges an Erfahrung mit:  Wolfram 
König war langjähriger Präsident 
des BfS. Ursula Heinen-Esser war 
Ko-Vorsitzende der Endlager-
kommission und im Bundestag 
für das Standortauswahlgesetz 
und die Lex Asse zuständig. Al-
bert Lennartz ist noch Geschäfts-
führer der Asse GmbH und war 
schon Mitglied im AK End. Ewold 
Seeba kommt aus dem Bundes-
umweltministerium und war Inte-
rimspräsident des BfE. Aber auch 
wichtig: ein Gorleben-Hardliner 
ist nicht dabei. 
Ab November wird das „Natio-
nale Begleitgremium“ (NBG) das 
Verfahren der Novellierung des 
Standortauswahlverfahrens und 
den Aufbau von BfE und BGE be-
gleiten. Bundestag und Bundesrat 
werden sechs Personen für die-
ses Gremium benennen. Ergänzt 
werden sie durch drei „Zufalls-
bürger“, die von einer größeren 
Gruppe gewählt und in mehreren 
Workshops qualifiziert werden 
sollen. Beobachter gehen davon 
aus, dass der ehemalige Umwelt-
minister und UNEP-Chef Klaus 
Töpfer (CDU) das NBG leiten wird.

Phase 1, Schritt 1

Neues Verfahren, neue Akteure
von Dirk Seifert & Thorben Becker

Zwei Vorschläge der Endla-
gerkommission sind be-
reits im Sommer gesetz-

lich umgesetzt worden: eine neue 
Organisationsstruktur und die 
schnellere Einsetzung des „Nati-
onalen Begleitgremiums“ (NBG). 
Damit verändern sich die Akteure 
des neuen Suchverfahrens. 

Rückblick: Vor dieser Neurege-
lung war als Vorhabenträger im 
Verfahren das „Bundesamt für 
Strahlenschutz“ (BfS) vorgese-
hen und als Genehmigungsbe-
hörde das neue „Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit“ (BfE). Das Agieren von 
zwei Bundesämtern hätte zu zahl-
reichen Abgrenzungsschwierig-
keiten und Unklarheiten führen 
können. Außerdem hätte sich 
das BfS wie bisher zur konkreten 
Durchführung der Arbeiten der 
„Deutsche Gesellschaft zum Bau 
und Betrieb von Endlagern für 
Abfallstoffe“ als „Verwaltungshel-
fer“ bedient. Die DBE, die in die-
ser Funktion in Gorleben, Mors-
leben und beim Schacht Konrad 
für das BfS arbeitet, gehört zu 
75 Prozent den AKW-Betreibern. 

Diese unübersichtliche Situa-
tion wurde ersetzt durch eine 
neue und zu 100 Prozent staatli-
che Endlagergesellschaft als  Vor-
habenträger, nämlich die „Bun-
desgesellschaft für Endlagerung“ 
(BGE). Damit verlieren die AKW-
Betreiber ihren direkten Einfluss 
auf die Endlagerprojekte und die 
zukünftige Endlagersuche. In die-
se neue Gesellschaft sollen Teile 
des BfS, die Asse GmbH und Teile 
der DBE integriert werden. Damit 
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Weitere Infos: www.gorleben-rundschau.de

den und die Sicht der Betroffe-
nen Einfluss auf das Ergebnis 
hat. Sonst haben wir die „Mit-
machfalle“. Ein Gewinn von Be-
teiligungsverfahren könnte zum 
Beispiel sein, sich kontrovers 
über moralisch-ethische As-
pekte oder über die Bewertung 
von Risiken auseinander zu set-
zen, um zu einer gesellschaftli-
chen Diskussion und Entschei-
dung statt zu einer Abstimmung 
in politischen Zirkeln zu kom-
men. Das wäre ein Demokratie-
gewinn. Bürgerbeteiligung könn-
te auch eine bessere Kontrolle 
des Verfahrens und der Entschei-
dungen zur Folge haben – wenn 
Beteiligung begleitet wird durch 
Rechte auf Information, Akten-
einsicht und Beschwerdeinstan-
zen im Verfahren sowie Rechts-
schutz gegen die letztendliche 
Entscheidung.
Prüfkriterien für die Qualität von 
versprochener „Öffentlichkeits-
beteiligung“ sind daher zum ei-
nen die so genannte Beteili-
gungstiefe (Information, Kon-
sultation oder echte Mitsprache 
der Bürger/-innen?) und zum an-
deren Transparenz (Informati-
onszugang oder Geheimniskrä-
merei?), Ressourcen (ehrenamt-
liche Arbeit oder Aufwandsent-
schädigung, finanzielle Mittel für 
sachverständige Beratung usw.) 
und die letztlich zu entscheiden-
de Frage, was zu gewinnen oder 
verlieren ist: Mehr Mitsprache, 
mehr Demokratie, mehr Einfluss 
oder Einbindung durch Mitma-
chen ohne Einfluss auf das Er-
gebnis zur Reduzierung des Wi-
derstandspotenzials? Wie auch 
immer man persönlich zum Mit-
machen steht – aus der Ge-
schichte wissen wir, dass jede 
politische Entscheidung, jede 

Die
Öffentlichkeit 
wurde durch 
die Kommis-
sion nicht 
erreicht.

Gremienentscheidung und auch 
Gerichtsentscheidungen (auch) 
beeinflusst werden durch ge-
sellschaftliche Auseinanderset-
zungen und Proteste. Ich halte 
es da mit Marianne Fritzen: Mit-
machen, wo über unsere Interes-
sen verhandelt wird, immer das 
Gespräch suchen – aber immer 
auch draußen stehen, beobach-
ten, kontrollieren, Druck machen.

»  Beteiligung nach dem Bericht
der Endlagerkommission

Die Endlagerkommission rühm-
te sich lautstark selbst für Trans-
parenz und Öffentlichkeitsbetei-
ligung. Nun, auch darüber kann 
man geteilter Meinung sein: Es 
gab das Bemühen um Transpa-
renz – aber wer kann sich heu-
te schon mehrstündige Video-
aufzeichnungen anhören? Da 
gab und gibt es vieles zu ver-
bessern, und vor allem: Die ei-
gentlichen Entscheidungen wur-
den in üblicher Politikmanier im 
Hinterzimmer ausgekungelt, so 
dass die schon Ende Februar 
2016 versprochene Öffentlich-
keitsanhörung zur Endfassung 
des Kommissionsberichtes bis 
zur Abgabe unterblieb. Statt of-
fener Diskussion des Berichts-
vorschlags konnten die, die das 
mitmachten, sich mit  den „Kern-
botschaften“ eines Dienstleis-
ters mit begrenztem Verständ-
nis für die Dimension der jahr-
zehntelangen Konflikte befassen 
(in einer Veranstaltung im April 
2016). Und die eigentliche „Öf-
fentlichkeitsbeteiligung am Be-
richt“ wurde nach dessen Abga-
be im Internet nachgeholt: Gera-
de mal 111 Kommentare ergab 
dieses Verfahren. „Die Öffent-
lichkeit“ wurde so nicht erreicht.

Phase 1, Schritt 2

Bürgerbeteiligung im Verfahren
von Ulrike Donat

Atomkraf tgegner/- innen 
sind ja schon immer 
mehrgleisig gefahren: 

Mitarbeit in Gremien, wenn es 
Sinn macht, Zusammenarbeit auf-
kündigen, wenn Vorbedingungen 
nicht erfüllt sind, Zutritt zu Ge-
heimzirkeln einfordern – und alles 
begleitet durch Protest draußen, 
auf der Straße. Daran wird sich 
auch in Zukunft nichts Wesentli-
ches ändern, trotz aller schönen 
Worte und Vorschläge der Endla-
gerkommission. Allerdings gibt es 
Ansätze, die Öffentlichkeit mehr 
als bisher in Planfeststellungsver-
fahren im Prozess der Entschei-
dungsfindung zu beteiligen – das 
ist ein Anfang und daher zu begrü-
ßen, aber es ist auch ein Versuch 
der Einbindung, der weiterhin kri-
tisch begleitet werden muss.

»  Mitmachfalle oder Demokra-
tiegewinn? Drinnen und 
draußen gemeinsam

Die frühzeitige und möglichst 
umfassende Beteiligung von (be-
troffenen) Bürger/-innen kann ei-
nen Qualitätsgewinn der spä-
teren Entscheidung bedeuten: 
Alle Informationen vor Ort wer-
den bekannt, alle Interessen und 
Probleme können einbezogen 
werden, die spätere Entschei-
dung hat damit weniger Lücken 
und eine größere Chance sich 
auch vor Gerichten durchzuset-
zen. Dies ist ein zweischneidi-
ges Schwert. Aus Sicht von Be-
troffenen hat eine Beteiligung in 
Anhörungs- und Beteiligungs-
verfahren nur dann Sinn, wenn 
sie wirklich gehört werden, Pro-
bleme diskursiv diskutiert wer-
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Bei 
aller gebote-
nen Skepsis: 
Eine un-
abhängige 
Instanz im 
Verfahren ist 
neu. Das ist 
positiv.

»  Was ist in Zukunft zu erwarten?

Vorgeschlagen und bereits durch 
eine vorgezogene Änderung von 
des Standortauswahlgesetzes 
(StandAG) beschlossen wurde 
ein vorgezogenes „Nationales 
Begleitgremium“ zur Begleitung 
der gesamten Endlagersuchpro-
zesses, dem neben sechs hono-
rigen Persönlichkeiten auf Vor-
schlag von Bundesrat und Bun-
destag auch drei Bürger/-innen 
angehören sollen: ein Mann, ei-
ne Frau und ein „Vertreter der 
Jugend“, die nach einem Zufall-
sprinzip ausgewählt werden sol-
len (zu weiteren Verfahren: sie-
he Box unten). Dieses „Nationa-
le Begleitgremium” (NBG) soll 
nach der Umsetzung des Kom-
missionsberichtes durch wei-
tere Änderungen des StandAG 
durch den Deutschen Bundestag 
auf die doppelte Größe erweitert 
werden, wenn der Standortaus-
wahlprozess beginnt.
Das NBG hat die Aufgabe, den 
Suchprozess „gemeinwohlori-
entiert“, „vermittelnd und unab-
hängig“ zu begleiten. Positiv wä-
re es, wenn es seine Aufgabe tat-
sächlich als ethisches Wächter-
amt versteht und entsprechend 
besetzt wird – das könnte viel-
leicht in Zukunft für Transpa-
renz sorgen und politische Will-
kürentscheidungen wie in Gor-
leben erschweren. Aber hier ist 

Vorsicht angesagt, denn andere 
ehemals vorhandene Kontrollin-
strumente  fehlen oder sind un-
klar: Die Länder sind nicht mehr 
für die Genehmigung von End-
lagern zuständig, so dass die fö-
derale Gewaltenteilung als Kon-
trollinstrument zwischen Stand-
ort und Bund entfällt. Zum ande-
ren ist der künftige Rechtschutz 
von Betroffenen und betroffenen 
Regionen und Umweltverbän-
den im gestuften Auswahlver-
fahren noch umstritten – ob die 
Vorschläge der Kommission zum 
Rechtsschutz in mehreren Stu-
fen des Auswahlverfahrens Ge-
setz werden, ist noch nicht sicher. 
Das NBG kann diese Kontrollin-
strumente nicht ersetzen: Zwar 
hat es die Aufgabe einer „Om-
budsstelle im Verfahren“, kann 
aber nur mahnen und anregen – 
außer dem „moralischen Zeige-
finger“ hat es  keine Durchset-
zungsmacht gegen Politik und 
Verwaltung. Ob Persönlichkei-
ten mit ausreichend Profil gefun-
den werden und ob die Finanz-
ausstattung ausreichend ist, ist 
auch noch ungewiss. 
Dennoch: eine unabhängige Ins-
tanz im Verfahren gab es bisher 
nicht, das bewerte ich positiv, 
und wenn die Vertreter im NBG 
ihre Aufgabe ernst nehmen, kön-
nen sie den kommenden Gene-
rationen eine Stimme geben. Ich 
hoffe auch, dass das NBG ausrei-
chend persönliches Gewicht ha-
ben wird, schnelle billige Lösun-
gen zu verhindern und ein Aus 
für Gorleben aus Fairnessgrün-
den einzufordern.

»  Nationales Begleitgremium
und „Zufallsbürger“

Das Konzept des vorgezogenen 
„Nationalen Begleitgremiums” 
wurde mit Gesetz zur Änderun-
gen des StandAG bereits im Ju-
ni beschlossen. Das Bundesum-
weltministerium (BMUB) sprach 
daraufhin nach einem vorgege-
benen Raster zu Alter und Ge-
schlecht „Zufallsbürger“ an. Wer 
von den Angesprochenen Inter-

esse hatte, konnte sich zu so ge-
nannten Bürgerforen anmelden, 
die Ende Oktober in München, 
Hamburg, Leipzig und Düssel-
dorf stattfanden sowie – nur für 
„Zufallsjugendliche“ zwischen 
16 und 27 Jahren – zum selben 
Termin in Kassel. Diese „Bürger-
foren“ sollten – nur aus ihrem 
Kreis! – 30 Vertreter/-innen für 
ein „Beratungsnetzwerk“ wäh-
len, das in einem Workshop An-
fang November in Berlin zusam-
men kam und verbindlich die 
„Zufallsbürger“ für das NBG 
auswählte. Das „Beratungsnetz-
werk“ soll auch später die Arbeit 
des NBG kontinuierlich begleiten.
Sozialwissenschaftlich werden 
„Zufallsbürger“ als demokratisch 
gelobt, es soll Erfahrungen ge-
ben, dass sie die ihnen übertra-
gene Aufgabe ernst nehmen wer-
den. Wer allerdings aus 40 Jahren 
Anti-Atom-Bewegung die Kom-
plexität der Materie, die Vielfalt 
der Meinungen und die vielfältig 
schlechten Erfahrungen mit poli-
tischen Gremien, Machtspielchen 
und Hinterzimmern kennt, wagt 
Zweifel an der Kompetenz sol-
cher „Zufallsbürger”. Vielleicht 
sind sie doch nur ein Alibi? Das 
wird die Zeit erweisen. Positiv ist 
jedenfalls, dass es neben den üb-
lichen „honorigen Persönlichkei-
ten“ (hinter denen sich in aller 
Regel abgeschobene Politiker/- 
oder Wirtschaftsvertreter/-innen 
verbergen) immerhin ein Kor-
rektiv von Bürger/-innen gibt, 
die allerdings weder „Betrof-
fene“ im klassischen Sinn sein 
und nur im Glücksfall nachhal-
tige politische Erfahrungen ha-
ben werden. Es gilt also, diese 
weiterhin durch kritische Stel-
lungnahmen der Anti-AKW-Be-
wegung und aus den Regionen 
mit einschlägigen Erfahrungen 
zu unterstützen und qualifizieren.
Drei Vertreter/-innen sollen vom 
Bundestag, drei weitere vom 
Bundesrat entsandt werden, das 
vollständige NBG soll bis Ende 
dieses Jahres konstituiert sein. 
Namen werden hinter den Ku-
lissen gehandelt, wir dürfen ge-

Weitere Instrumente der Öffentlichkeitsbeteili-
gung sollen nach dem Vorschlag der Endlager-
kommission sein:

• Regionalkonferenzen
• Vollversammlung aus allen Wahlberechtigten
• Vertreterversammlung je 1/3 Kommunalver-

treter, gesellschaftliche Gruppen, Einzelbür-
ger, gewählt von Vollversammlung

• Fachkonferenz Teilgebiete (überregional)
• Rat der Regionen (aus Vertretern der Regio-

nalkonferenzen)
• Förmliche Erörterungsverfahren im Plan-

feststellungsverfahren

Öffentlichkeitsbeteiligung zur Phase 1
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spannt sein: ein Anschlussjob 
für Kommissionsmitgliederoder 
ihre Freund/-innen oder wirklich 
ein Neuanfang?

»  Teilgebiete und Regionen

Wenn der Kommissionsvorschlag 
Gesetz wird, geht der Standort-
auswahlprozess los:
Zunächst werden nach vorhan-
denen Geodaten so genannte 
„Teilgebiete“ bestimmt, die mög-
licherweise passende geologi-
sche Formationen haben. Dann 
sind mehrere Regionen betrof-
fen, die einerseits ihre Regional-
konferenzen bilden (und damit 
lokale Betroffenheit haben), an-
dererseits im „Rat der Regionen“ 
und den „Fachkonferenzen Teil-
gebiete“ überregional die Aus-
wahl fachlich begleiten sollen. 
Die regional betroffene Bevöl-
kerung hat kein direktes Mit-
spracherecht an der Auswah-
lentscheidung – sie kann  sich 
aber in „Vollversammlungen“ 

beteiligen oder sich wie in der 
Vergangenheit jederzeit das 
Recht zum Protest nehmen.  
Die  „Beteiligung“ wird kana-
lisiert durch Teilgebietskonfe-
renzen, Regionalkonferenzen, 
Rat der Regionen. Allerdings 
ist keine „Gorleben-Kommissi-
on“ allein aus Mandatsträger/ 
-innen mehr vorgesehen, son-
dern auch bei den Regional-
konferenzen gilt das Drittel-
prinzip: Kommunalvertreter/-in-
nen, gesellschaftliche Gruppen 
und Bürger/-innen, gewählt von 
der „Vollversammlung“ der be-
troffenen Region – das sind al-
le Volksvertreter/- und Bürger/ 
-innen, die zu einer solchen Ver-
sammlung erscheinen. Spätes-
tens dann wird es den „Betrof-
fenheitsschock“ vor Ort geben, 
der zu Beteiligung und Protes-
ten führen wird. Vielleicht wird 
dann, wenn mehrere Regionen 
betroffen sind, auch die fällige 
gesellschaftliche Debatte über 
Lageroptionen und Sicherheits-

kriterien (neu) eröffnet, die die 
Bildung der Endlagerkommis-
sion umgangen hat. Anderseits 
kann jede betroffene Region 
überstimmt werden ...
Begleitend vorgesehen sind  ei-
ne Informationsplattform im in-
ternet mit allen Berichten, Gut-
achten und so weiter und Infor-
mationsstellen in betroffenen 
Regionen. Letzteres kennen wir 
aus der Infostelle in Gorleben. 
Auf dieser Grundlage soll Jede/-r 
Stellungnahmen in jeder Stufe 
des Verfahrens abgeben können.
Zwischenschritte im Entschei-
dungsprozess sollen jeweils von 
förmlichen Erörterungsterminen 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
begleitet werden. Auch strategi-
sche Umweltverträglichkeitsprü-
fungen mit Beteiligung von Um-
weltverbänden sind vorgesehen, 
und die Anhörung betroffener 
Gemeinden und Behörden. Dies 
sind jeweils die unteren Stufen 
der Beteiligungstiefe: Informati-
on top down, Gelegenheit zu In-

Phase 1, Schritt 3; dann Bundestagsentscheid
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formation buttom up, Konsulta-
tion mit dem Recht auf „ange-
hört werden“ ohne Recht auf 
„gehört werden“ im Sinne von 
maßgeblichem Einfluss auf die 
Entscheidungen, wie dies etwa 
Vetorechte vermitteln würden.

»  Fazit

Auch bei der vorgesehenen „Be-
teiligung“ gilt: zu kurz gesprun-
gen! Es gibt gute Ansätze und 
Elemente – zum Beispiel eine be-
gleitende vermittelnde Stelle mit 

ethischem  Anspruch, die „Voll-
versammlung“ betroffener Regi-
onen, die Versuche, Transparenz 
und Mitsprache zu organisieren. 
Es bleibt aber der schwarze Fleck 
Gorleben: Der Erkundungsvor-
sprung und die manipulierten 

Ausgangslage Phase 2

Ausgangslage Phase 3



21

Aussagen zur „Eignungshöffig-
keit“ könnten dazu führen, dass 
andere betroffene Regionen, 
der Rat der Regionen, die Teilge-
bietskonferenzen den Druck auf 
Gorleben erhöhen. Das könn-
te den Widerstand spalten, es 

gibt keine Einflußmöglichkeiten 
des Bundeslandes mehr und ob 
Rechtsschutz zu erlangen ist, 
steht noch in den Sternen. Es 
bleibt spannend. Es gibt einen 
kleine Fuß in der Tür „Demokra-
tische Diskussionskultur“, aber 

die wesentliche Fakten sind dem 
Diskurs entzogen: Lageroptio-
nen, Auswahlkriterien, Sicher-
heitskriterien, ein Ende für Gor-
leben. Es gibt nichts zu feiern. 
Wachsam und widerständig zu 
bleiben, ist das Mittel der Wahl.

Ergebnis Phase 3, dann Bundestagsentscheid

Ergebnis Phase 2, dann Bundestagsentscheid
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Ein anderer Slogan lautet darum 
auch „Nix rein, Nix raus!“. Dahin-
ter verbirgt sich eine gemeinsa-
me Haltung der Atommüllstand-
orte gegen jede Art von Atom-
mülltransport, bis endlich ein 
tragfähiges und allumfassendes 
Konzept zum Umgang mit dem 
strahlenden Abfall vorliegt. Ini-
tiativen vor Ort sehen sich also 
weit größeren Aufgaben ausge-
setzt, als „einfach nur dagegen“ 
zu sein. Wo aber Herausforderun-
gen so groß sind, wie beim The-
ma Atommüll, ist Vernetzung und 
Zusammenarbeit ein gutes Mit-
tel, um Stärke zu entfalten.
Zum Beispiel bei NIESA. Was 
beim ersten Hören an ein weite-
res Freihandelsabkommen den-
ken lässt, ist tatsächlich ein regel-
mäßiges Arbeitstreffen der nie-
dersächsischen Standorte von 
Atommüll. Zweimal im Jahr tref-
fen sich Vertreter/-innen von loka-
len Initiativen, um sich über Prob-
leme vor Ort auszutauschen und 
gemeinsame Positionen und Ak-
tionen auf den Weg zu bringen. 
Nicht nur Informationen aus ers-
ter Hand spielen dabei eine wich-
tige Rolle, auch das Verständnis 
im solidarischen Umgang mit-
einander wächst. So kommt es 
vor, dass Probleme am einen 
Standort die Vorboten sind für 
resultierende Probleme am an-
deren. Durch die Mitarbeit von 
Atomkraftgegner/-innen der AKW- 
Standorte Grohnde, Unterweser 
und Emsland, der Lagerorte Gor-
leben, Schacht Konrad, Asse und 
weiterer Aktiver aus Leese, Lin-
gen und Braunschweig wird die 
Bedeutung der NIESA-Treffen 
deutlich. Doch die Thematik ist 

nicht nur in Niedersachsen rele-
vant: Ob AKW-Betrieb oder Brenn-
elementlagerung, Kraftwerks- 
rückbau oder potenzieller Stand-
ort für eine tiefengeologische 
Langzeitlagerung: Im ganzen 
Bundesgebiet sehen sich Regio-
nen einer permanenten Bedro-
hung durch Atommüll ausgesetzt. 
Die so genannte Zwischenlage-
rung gewinnt stetig an Bedeu-
tung, vor allem die Sorge um die 
Sicherheit und die lange Betriebs-
zeit dieser Lager. 
Wie damit weiterhin umzugehen 
sei, war ein zentraler Inhalt der 
kürzlich abgehaltenen Atommüll-
konferenz (AMK), einem eben-
falls zweimal im Jahr stattfinden-
den Treffen aller in ganz Deutsch-
land zum Thema Atommüll ar-
beitenden Initiativen. Durch die 
jüngst beendete „Kommissi-
on Lagerung hochradioaktiver 
Stoffe“ unbearbeitet belassen, 
drängt mehr und mehr die Fra-
ge nach Sicherheit und Laufzeit 
der Zwischenlager. Nachrüstun-
gen in Lubmin können aus Platz-
gründen nicht erfolgen, das Zwi-
schenlager Brunsbüttel hat seine 
Genehmigung verloren, und auf 
Weisung des schleswig-holsteini-
schen Umweltministers wird der 
dortige Müll momentan und oh-
ne absehbare Lösung nur „gedul-
det“. In Jülich besteht das gleiche 
Problem. Ein Alterungsmanage-
ment für die Gebäude und Behäl-
ter scheint es nicht zu geben. Das 
Zwischenlager Gorleben ist, wie 
andere auch und nahezu baug-
leich mit Ahaus, nicht gegen Ein-
wirkungen von außen ausgelegt. 
Der Neubau weiterer Zwischen-
lager und noch mehr Transpor-

International Vernetzung von Anti-Atom-Akti-
ven und -Initiativen gibt es nicht nur innerhalb 
Deutschlands. Auch in den Nachbarländern 
und sagar in Übersee hat der Anti-Atom-Wider-
stand Partner/-innen im Kampf gegen die ein-
zelnen Glieder der nuklearen Kette. Auch die 
BI! Von Kerstin Rudek

Erst durch eigene Betroffenheit kommen Men-
schen in Wallungen. Und bestenfalls in politi-
sche Aktion. Bei der Standortbenennung Gorle-
bens als Nukleares Entsorgungszentrum stand 
bei vielen die Sorge um die unmittelbare eige-
ne Umgebung im Vordergrund. Das ist nichts 
Schlechtes, wenn mensch nicht dort stehen-
bleibt. 
Und wir in und um Gorleben haben uns in den 
letzten 40 Jahren weiterbewegt. Bei näherer 
Auseinandersetzung mit dem Thema Atom-
kraft liegt der Schluss schnell nahe, dass je-
der Schritt der so genannten nuklearen Ket-
te ein Verbrechen gegen Mensch und Umwelt 
und die kommenden – 40 000 – Generationen 
ist. Die Erkenntnis, dass sich ein Endlager Gorle-
ben, das rein willkürlich politisch benannt wur-
de und geologisch gänzlich ungeeignet ist, nur 
verhindern lässt, wenn wir uns mit anderen aus-
tauschen, zusammen gehen, solidarisch allen 
Atomprojekten weltweit Widerstand leisten, 
trägt Früchte. 
In jüngster Zeit hat uns eine Delegation aus Ja-
pan besucht. Die kämpferische Eisenbahnerge-
werkschaft Doro-Chiba hat neben Berlin und 
Hamburg auch Aktive aus dem Gorleben-Pro-
test im Wendland getroffen. Immer wieder stel-
len wir – neben unserer durchaus vorhandenen 
Hilflosigkeit – fest, dass es das Wichtigste für 
die Menschen ist, nicht vergessen zu werden. 
Eine türkische Fimcrew um die beiden Regis-
seure Can Candan und Christian Bergmann war 
ebenfalls im September hier zu Gast. Der Film 
„Nuclear alla turca“ befindet sich in der Vorpro-
duktionsphase. Weitere Besuche zum Filmen 
und Interviewen stehen aus.
Zur 30-Jahr-Feier des Bundesumweltministeri-
ums in Berlin war ein Team des Uranium Net-
works angereist, hielt Vorträge über die men-
schenverachtenden Praktiken des Uranberg-
baus weltweit. Dave Sweeney, jahrzehntelang 
Aktivist und Campaigner in Australien, und Gün-
ter Hermeyer von der BI haben Folgeprojekte ge-
plant. Für uns ist es kein Spruch, wenn wir sagen: 
„Für die sofortige Stilllegung aller Atomanlagen 
weltweit.” Wir arbeiten daran. Fortsetzung folgt.

Social NetworX
Kooperationen der Anti-Atom-Initiativen für den Blick über den eigenen Tellerrand

Kooperationen Wer möchte schon gerne Atommüll in „seinem Gar-
ten“ haben? Niemand! So wundert es nicht, dass Menschen den 
Atommüll in ihrer Nähe eigentlich möglichst schnell loswerden wol-
len. Die Anti-Atom-Initiativen brandmarkt diese Haltung gern mit dem 
Kürzel „NIMBY“ – „Not in my backyard“. Denn so einfach will es sich 
in der Bewegung niemand machen. Torben Klages erklärt, wie Vernet-
zung zu Stärke wird.

Vernetzung
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Weitere Infos: www.gorleben-rundschau.de

te drohen. Allein hochradioakti-
ver Müll lagert inzwischen an 17 
Standorten überall im Bundesge-
biet. Zusammenarbeit der Initiati-
ven ist also umso dringender ge-
boten.
Denn inzwischen verdichten sich 
die Hinweise über einen anste-
henden Castortransport im kom-
menden Jahr. Aus dem Nasslager 
des AKW Obrigheim, das derzeit 
„rückgebaut“ wird, sollen Brenn-
elemente in 15 Castorbehältern 
ins Lager des AKW Neckarwest-
heim verbracht werden. Dort wer-
den sie zwar in einem Tunnel ge-
lagert, doch die Beschaffenheit 
des Untergrunds sorgt für Aus-
spülungen des Gesteins und be-
darf einer permanenten Stabili-
sierung durch Beton. So nahmen 
knapp 30 Multiplikator/-innen aus 
zehn Initiativen an einem Treffen 
am Rande der AMK teil und lie-
ßen sich vom Anti-Atom-Bünd-
nis Süd-West auf den aktuellen 
Stand bringen. Das die 15 Casto-
ren vermutlich in drei Transpor-
ten, sicher aber auf dem Neckar 
bewegt werden sollen, erregte 
bei aktionsorientierten Gruppen 
besonderes Aufsehen: Das stel-
le den Protest vor besondere He-
rausforderungen, biete aber auch 
völlig neue Möglichkeiten. Vor 
dem Hintergrund riskanter Atom-
mülltransporte und sorglosen 
Umgangs mit den Lagern ver-
ständigte man sich auf lautstar-
ken, kreativen Protest – mit Si-
cherheit! „Leinen los für die Pla-
nungen zum Protest gegen den 
Castortransport 2017“, lautete das 
Credo. Aus wendländischer Sicht 
möchte man ergänzen: „Die-
ses Mal ,not in our backyard!‘“

Social NetworX
Kooperationen der Anti-Atom-Initiativen für den Blick über den eigenen Tellerrand

Aufruf Der nächste Castortransport könnte schon im ersten Quartal 2017 und da-
mit deutlich früher als bisher erwartet stattfinden. Bei EnBW laufen die Vorberei-
tungen schon auf Hochtouren. Doch dieses Mal ist nicht das Wendland das Ziel, 
sondern das AKW Neckarwestheim. Kerstin Rudek schwört die Norddeutschen auf 
eine „Dienstreise” nach Baden-Württemberg ein.

» Transporte überall

Zurzeit gibt es keine Castortransporte. 
Von 1995 bis 2011 wurden 113 Castor-
behälter unter großer 
staatlicher Gewaltan-
wendung und ebenfalls 
großen bundeswei-
ten und internationalen 
Protesten nach Gorle-
ben gebracht. und 1998 
fand ein Castortrans-
port von Duisburg nach 
Ahaus ins dortige Zwi-
schenlager statt. Ein Er-
gebnis des angeblichen  
Neustarts der Suche 
nach einem Dauerlager 
für hochradioaktiven 
Atommüll war das Aus-
setzen der Castortrans-
porte, nun sollen sie ab 
2017 wieder rollen. Ei-
nen Neustart in der Be-
wertung der Lagermög-
lichkeiten von Atom-
müll gibt es nicht, auch 
kein Konzept für die La-
gerung. Atommüll wird 
munter weiterprodu-
ziert. Sowohl in den 
Atomkraftwerken, die 
laut derzeitiger Bundes-
regierung noch bis 2023 
weiterlaufen und wei-
ter Atommüll produzie-
ren sollen, als auch in 
den Urananlagen von 
Gronau und Lingen, wo 
die Anreicherung und 
Brennelemente-Pro-
duktion komplett vom 
Atomausstieg ausge-
klammert ist. Es exis-
tieren schon Pläne für 
weitere 40 Jahre Betrieb dieser Anlagen, 
inklusive neuer Hallen und Zwischenla-
ger. Ob es weitere Castortransporte nach 
Gorleben geben wird, ist nicht wirklich 
abschließend zu beurteilen. Derzeit wird 
das neue Standortauswahlgesetz von 
Vielen dahingehend interpretiert, dass 
dem gesetzlich ein Riegel vorgeschoben 
sei. Allerdings ist es in der Vergangen-
heit oft vorgekommen, dass Gesetzesän-
derungen zu einer vollkommen anderen 
Beurteilung und Praxis geführt haben.

» Auf nach Baden-Württemberg

Egal, wohin der nächste Castor rollt, wer-
den wir unter den gegebenen Umstän-

den an unserer Pa-
role festhalten „Nix 
rein, Nix raus!“. Denn 
gemeinsam ist allen 
Transporten, dass sie 
Probleme nicht lösen, 
sondern der Atom-
müll nur per Straße, 
Schiff oder Schiene 
verschoben wird. Das 
bedeutet für uns, den 
Widerstand gegen die 
aktuelle Atompolitik 
wieder sichtbar wer-
den zu lassen. Wir im 
Wendland haben in 
den 16 Jahren mit 13 
Castortransporten so 
viel Solidarität von 
anderen Menschen 
und Gruppen erhal-
ten, dass es nun an 
der Zeit ist, etwas zu-
rückzugeben. Klar ist, 
dass es nicht einfach 
wird, massenhaften 
Protest gegen sinn-
freie Castor-Verschie-
be-Transporte auch 
anderswo zu ermögli-
chen. Eine Infrastruk-
tur lässt sich ebenso 
wenig versetzen, wie 
der Magnet und My-
thos von Gorleben 
sich auf einen ande-
ren Ort übertragen 
lässt. Es liegt nun an 
uns allen, ein Klima 
zu schaffen, in der ein 
bunter, gesellschaft-

lich breit getragener, entschlossener Wi-
derstand gegen die neuen Castortrans-
porte zunächst denkbar und dann mach-
bar wird. Bringt euch ein in euren Regi-
onen, informiert euch über anstehende 
Castor-Treffen, setzt euch ein für das Wie-
derbeleben regionaler Protest-Struktu-
ren, kommt in den Südwesten zu den dor-
tigen Initiativen. Wichtige Dinge können 
wir keinen parteipolitischen wechseln-
den Machtinteressen überlassen. Atom-
ausstieg ist Handarbeit. Packen wir es an!

Castortransporte ab 2017

Obrigheim – Neckarwestheim
15 Castoren

Jülich – Ahaus
152 Castoren

La Hague – Philippsburg
5 Castoren

Castortransporte ab 2018

Garching – Ahaus
5 Castoren

Sellafield – Brokdorf
7 Castoren

Sellafield – Biblis
7 Castoren

Castor 2017

Kerstin Rudek
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Nachruf

Der „Lauschangriff auf Bürger T.” 
hatte 1975 und 1976 stattgefun-
den. Das Magazin Der Spiegel 
deckte die illegale Abhöraktion 
des Bundesamts für Verfassungs-
schutz 1977 auf, der Fall machte 
bundesweit Schlagzeilen und lös-
te eine schwere Krise der sozial-
liberalen Regierung aus. Der zu-
ständige Bundes innen minister 
Werner Maihofer (FPD) muss-
te am Ende seinen Hut nehmen.
„Bürger T.” – damit war der Atom-
manager Klaus Traube gemeint, 
damals verantwortlich für den 
Bau des umstrittenen Schneller-
Brüter-Reaktors in Kalkar am Nie-
derrhein. Die Verfassungshüter 
verdächtigten Traube der Nähe 
zur RAF-Terrorgruppe, da eine mit 
ihm befreundete Rechtsanwältin 
Kontakt zu RAF-Mitgliedern hat-
te. Die Vorwürfe erwiesen sich 
schnell als haltlos. Der Verdacht 
wurde entkräftet, Traube von 
Maihofer öffentlich rehabilitiert.
Trotzdem war Traube 1976 von 
seinem Arbeitgeber, der Sie-
mens-Tochter Interatom, gekün-
digt worden. Was wirklich da-
hinter steckte, ging ihm erst auf, 
als der Skandal publik wurde. 
Über seine Erfahrungen schrieb 
er später ein Buch. Titel: „Wir 
Bürger als Sicherheitsrisiko”.
Traube hatte in Braunschweig 
Maschinenbau sowie romani-
sche Philologie studiert und in 
München über Thermodyna-
mik promoviert, dann arbeite-
te er gut 15 Jahre in der Atom-
branche, zeitweise auch in den 
USA. Zweifel am Kalkar-Pro-
jekt und generell an der Sicher-
heit vom Atomkraftwerken wa-
ren bei ihm schon während der 
letzten Jahre bei Interatom ent-
standen. Der Rausschmiss wirk-
te dann sozusagen wie ein Nach-
brenner für seine Wandlung 
vom Kernkraft-Befürworter zu ei-
nem der schärfsten und klars-
ten Kritiker dieser Technologie.
Bestätigt fühlen konnte sich Trau-
be dann durch den Beinahe-
GAU im US-AKW Harrisburg 
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1979 sowie durch die Tscherno-
byl-Katastrophe 1986. „Ich war 
derjenige, der die Belege für die 
(Atom-)Kritiker lieferte”, sagte 
er später über diese Zeit. In der 
Frühzeit der Anti-AKW-Bewegung 
hatte er, wie die FAZ schrieb, als 
Insider fast ein Informationsmo-
nopol, was die technischen Prob-
leme der Atomkraft anging.
Dass 25 Jahre später mit Fuku-
shima erneut ein Super-GAU ge-
schah, und zwar ausgerechnet im 
Hightech-Land Japan, überrasch-
te ihn nicht. „Auch in Deutsch-
land hätte es schon mehrfach ei-
nen Super-GAU geben können”, 
meinte er – bei den diversen Zwi-
schenfällen hätten nur noch wich-
tige Sicherheitssysteme ausfallen 
müssen.
Nach der Abhöraffäre blieb Trau-
be, der 1972 aus Sympathie für 
Willy Brandts Politik in die SPD 

eingetreten war, dem Thema 
Energie zwar treu, aber auf völ-
lig andere Art. Er wurde ein in-
novativer Umweltforscher, des-
sen Ziel es war, praktikable Al-
ternativen zum zentralistisch ge-
prägten Energiesystem zu entwi-
ckeln. Energieeffizienz spielte in 
seinem Konzept neben dem Aus-
bau der Öko-Energien die Haupt-
rolle. „Rationalisierung der Ener-
gienutzung ist auf Jahrzehnte die 
billigere Energiequelle”, lautete 
sein Leitsatz aus dem Buch „Bil-
liger Atomstrom?”.   Traube wur-
de Professor, forschte und lehr-
te in Kassel, Berlin sowie zuletzt 
in Bremen, wo er bis 1997 an der 
Universität das von ihm mitge-
gründeten Instituts für Kommu-
nale Energiewirtschaft und Poli-
tik leitete. Auch nach seiner Eme-
ritierung arbeitete er konsequent 
als Forscher und Publizist an sei-
nem Lebensthema weiter. Eh-
renamtlich betätigte Traube sich 
als energiepolitischer Sprecher 
des Umweltverbandes BUND, 
als Berater des Umwelt-Dachver-
bandes Deutscher Naturschutz-
ring und als Vizepräsident des 
Bundesverbandes Kraft-Wärme-
Kopplung. 2000 bekam er von ei-
ner Münchner Stiftung den „Nu-
clear Free Future Lifetime Achie-
vement Award” verliehen, 2009 
dann das Bundesverdienstkreuz 
erster Klasse.
Freunde Traubes wie der Frankfur-
ter Energieexperte Werner Neu-
mann betonen, er habe seine ve-
hemente Forderung, effizient und 
sparsam mit Energie umzugehen, 
nie als „Askese” verstanden. Zi-
tat Traube: „Auf was muss ich ver-
zichten, wenn ich diesen unsinni-
gen Energieverbrauch weiterbe-
treibe? Die Qualität der Umwelt, 
die mit der enormen Energiever-
schwendung zerstört wird, ist ja 
sehr wichtig für das genussrei-
che, gute Leben.”
Klaus Traube ist am Sonntag, dem 
6. September 2016 im Alter von 88 
Jahren in seinem Haus in Oberur-
sel bei Frankfurt / Main gestorben.

Bürger T. Klaus Traube war einst Planer des „schnellen Brüters” in Kalkar, dann wurde er zum vehementen Kernkraftgegner 
und innovativen Energieforscher. Traube wurde 88 Jahre alt. Ein Nachruf von Joachim Wille

Der erste Atom-Aussteiger
Zum Tod von Klaus Traube

Klaus Traube 
starb am 
6. September
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Wendland

Was im ersten Moment wie ein 
April-Scherz klingt, hat doch einen 
realen Hintergrund. Überraschend 
hat jetzt die Bürgerinitiative Um-
weltschutz (BI) Lüchow-Dannen-
berg vorgeschlagen, zwölf Kubik-
meter Laugenzufluss, die täglich 
im gescheiterten Versuchsendla-
ger Asse II bei Wolfenbüttel ab-
gepumpt werden, um das Absau-
fen zu verhindern, doch nach Gor-
leben zu bringen: zur Flutung des 
dortigen Erkundungsbergwerks. 
„Vorausgesetzt, dass einwand-
frei nachgewiesen wird, dass die-
se Lauge nicht kontaminiert ist”, 
schränkt BI-Sprecher Wolfgang 
Ehmke ein. Anlass für den Vor-
schlag ist der Plan des Bundesam-
tes für Strahlenschutz (BfS), radio-
aktiv unbelastetes Salzwasser aus 
der Asse in Gorleben in die Elbe 
einzuleiten.
Die BI greift damit auf einen Vor-
schlagskatalog des BfS von 2014 
zurück, in dem 14 verschiedene Va-
rianten des Rückbaus des Erkun-
dungsbergwerks Gorleben erör-
tert werden. Dort hat das BfS un-
ter Punkt 4.5 die Flutung des ge-
samten Grubengebäudes mit ex-
tern (!) beschaffter salinarer (!) Lö-
sung betrachtet. Nach Abschluss 
der bisherigen Arbeiten, die da-
rauf zielen, den Erkundungsbe-
reich I im Bergwerk Gorleben zu 
räumen, kann nach den Vorstel-
lungen der BI dieses Konzept jetzt 

mit einem entsprechenden Haupt-
betriebsplan greifen.Das BfS be-
stätigt diese Variante, stellt aller-
dings klar: Die Entscheidung für 
eine solche Variante sei eine politi-
sche und im Bundesumweltminis-
terium angesiedelt.
Gegen den Plan des BfS hat sich 
jetzt auch die SPD-Bundestags-
abgeordnete Hiltrud Lotze ausge-
sprochen: „Das Salzwasser aus 
dem Bergwerk Asse innerhalb des 
Biosphärenreservats Elbtalaue in 
die Elbe zu leiten, ist ökologisch 
nicht verantwortbar. Dies ist auch 
den Menschen in der von jahr-
zehntelangen Atom-Auseinander-
setzungen belasteten Region nicht 
zuzumuten.” Das Wasser aus dem 
Bergwerk Asse sei zwar in keiner 
Weise radiologisch belastet, be-
tont auch Lotze. Das Problem sei 
vielmehr die hohe Salzkonzentra-
tion des eingelagerten Wassers. 
Schon länger sei bekannt gewe-
sen, dass das Maximum der La-
gerungsmöglichkeiten der Asse-
Lauge innerhalb des Bergwerks 
am Ende dieses Jahres erreicht 
sein werde. Und nur durch die 
Entnahme des Wassers könne die 
Schachtanlage Asse auch in Zu-
kunft sicher betrieben werden. Lot-
ze: „Ich halte es daher für sinnvoll, 
alle Möglichkeiten zum Abschöp-
fen des Wassers in Erwägung zu 
ziehen, solange dabei Mensch und 
Umwelt nicht geschädigt werden.”

Wasser aus der 
ASSE könnte, 
bevor es dort 
auf radioaktives 
Material trifft, 
aufgefangen und 
via Gorleben in 
die Elbe geleitet 
werden. Bisher 
wurde die Lauge 
ins ehemalige 
Bergwerk „Maria 
Glück” bei Celle 
gebracht. Doch 
nun sind die Stol-
len dort voll.

Wegen  „Meinungsverschieden- 
heiten innerhalb der europäi-
schen grünen Fraktion zu wichti-
gen Themen wie Flucht, Sicher-
heit oder den Beziehungen zu 
Russland” gibt Rebecca Harms 
den Fraktionsvorsitz im Europä-
ischen Parlament auf. Sie wolle 
sich in Zukunft auf die Osteuropa-
Themen konzentrieren, heißt es  
zum Beispiel in der ZEIT . 
Gegenüber dem Deutschlandfunk 
sagte Harms zu den Gründen für 
ihren Rücktritt: „Ich habe bilan-
ziert, was ich in der Führungsposi-
tion machen kann und was ich als 
gewählte Abgeordnete machen 
kann. Und ich glaube, dass ich 
mit meiner grundsätzlichen Hal-
tung dann als Abgeordnete und 
ohne diese permanente Aufgabe 
nach der Kompromisssuche und 
Moderation mehr machen kann. 
Gerade auch für diese grundsätz-
liche Verteidigung des Erreichten 
in der Europäischen Union.”
Harms wurde von der Anti-
Atomkraft-Bewegung politisch 
geprägt. 1977 war sie Mitbe-
gründerin der Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg. 1984 ging 
sie als Mitarbeiterin der Europa-
parlamentsabgeordneten Undine 
von Blottnitz nach Brüssel.
Harms wird als Abgeordnete im 
Europäischen Parlament bleiben. 
Als ihre Nachfolgerin wird der-
zeit Ska Keller gehandelt. Im De-
zember soll neu gewählt werden.

Gorleben Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) hat einen Antrag 
gestellt, vier Millionen Liter nicht kontaminiertes Salzwasser pro Jahr 
aus der havarierten Atommülldeponie ASSE per LKW nach Gorleben 
zu bringen und dort mittels einer existierenden Pipeline in die Elbe 
zu leiten. Die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (BI) und die grüne 
Landtagsabgeordnete Miriam Staudte hatten sich sofort nach Bekannt-
werden des BfS-Plans gegen das Vorhaben ausgesprochen. Zuletzt 
aber überraschte die BI mit der Idee, mit der Lauge das so genannte 
Erkundungsbergwerk in Gorleben zu fluten. Jens Feuerriegel, Redak-
teur bei der Elbe-Jeetzel-Zeitung, schrieb darüber am 27. Oktober.

ASSE-Lauge nach Gorleben?
Pläne, Salzwasser aus der ASSE in die Elbe zu leiten

Brüssel    Wie Mitte Oktober be-
kannt wurde, gibt die Europaab-
geordnete Rebecca Harms aus 
dem Wendland den Fraktionsvor-
sitz der Grünen im Europaparla-
ment auf. Sie will sich als einfa-
che Abgeordnete auf Osteuropa-
Themen konzentrieren. Angeli-
ka Blank berichtet.

Rücktritt
Harms will so nicht mehr

Künftig
einfache Abge-

ordnete statt 
Chefin der 

Europa-Grünen: 
Rebecca Harms 

aus Dickfeitzen im 
Wendland
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Der Artikel erschien 1976 unter 
dem Titel „Da geht es links und 
rechts nicht weiter”. Wir veröf-
fentlichen ihn hier ungekürzt und 
mit der damals gültigen Recht-
schreibung.

Wenn von den 620 Leuten, die 
es in der Stadt Schnackenburg 
an der Elbe noch hält, einer nach 
dem Doktor ruft und es nicht so 
schlimm ist, daß er mit Blaulicht 
gleich über Land ins Kranken-
haus geschafft wird, dann muß 
er warten bis Dienstag oder Don-
nerstag.
An diesen beiden Tagen kommt 
regelmäßig mal der eine, mal 
der zweite Arzt aus Gartow die 
zehn Kilometer gefahren, um 
nach den Schnackenburgern zu 
sehen, von denen immerhin je-
der dritte schon über 65 ist. Und 
wer wirklich nicht ganz auf dem 
Posten ist und Hustensaft oder 
Schmerztabletten braucht, muß 
sich, wenn der Arzt da war und 
nicht das Richtige bei sieh hat-
te, noch einmal bis zum anderen 
Tag gedulden.
Denn erst fährt der Arzt nach 
Gartow zurück und gibt seine Re-
zepte dort in der Apotheke ab. 

Der Apotheker packt die Medika-
mente in einen Holzkasten, den 
Holzkasten nimmt am nächs-
ten Morgen der Busfahrer mit 
auf Tour und gibt ihn, wenn er in 
Schnackenburg hält, beim Kauf-
mann ab.
Schnackenburg liegt nicht im 
Hochgebirge, auch auf keiner In-
sel, sondern im niedersächsi-
schen Landkreis Lüchow-Dan-
nenberg und damit allerdings in 
auswegloser Lage, in „Sackgas-
senlage”, wie die Kreisverwal-
tung formuliert hat: Dieser öst-
lichste Zipfel Niedersachsens 
ragt zwischen Mecklenburg und 
Altmark weit in die Deutsche De-
mokratische Republik hinein, 
und Schnackenburg, von wo an 
die Elbe als Trennungslinie dient, 
liegt wiederum im Zipfel am öst-
lichsten, „da geht es links und 
rechts und geradeaus nicht wei-
ter”, sagen die Einheimischen. 
Rund 200 Kilometer lang sind 
die Grenzen des Kreises, rund 
140 Kilometer davon sind DDR-, 
fast die Hälfte davon wiederum 
Elbgrenze. Nur auf einer Breite 
von 40 Kilometer Luftlinie gibt 
es eine Öffnung nach Westen. 
Aber auch da ist erst mal nichts 

als Wald und Lüneburger Heide, 
so daß der Landkreis „völlig auf 
sich selbst angewiesen ist”, wie 
Oberkreisdirektor Wilhelm Paa-
sche, 63. sagt.
Das ist nicht selten auch jeder 
einzelne, der da wohnt. „In den 
abgelegenen Gebieten”, weiß 
Landwirtschaftsoberrat Heinrich 
Flügge und denkt dabei nicht nur 
an Schnackenburg, „ist eine aus-
reichende Versorgung der Be-
völkerung zuweilen schon nicht 
mehr gewährleistet.” Und sein 
Chef Paasche hält es mittlerwei-
le für gottgegeben: „Unser Di-
lemma ist es, daß wir zu weit 
weg sind. Wenn eine Großstadt 
in der Nähe wäre, ginge es ja 
noch.”
Von halbwegs großen Städten 
her wie Uelzen (42 Kilometer von 
Lüchow) oder Lüneburg (72 Kilo-
meter) aber sind „keine mittel-
zentralen Funktionen möglich” 
(Paasche) will heißen: Im eige-
nen Revier können die Lüchow-
Dannenberger zwar ihren all-
gemeinen Bedarf decken, „das 
haben wir schon”, beschreibt 
Stadtdirektor Gerhard Hoffmann 
in Hitzacker die Lage, „aber 
wenn es etwas Besonderes sein 

Wendland Wer das Ausmaß der gesellschaftlichen Veränderungen im Wendland in den letzten 40 Jahren verstehen will, sollte 
sich die Zeit vor der Standortbenennung Gorlebens vor Augen führen. Geisteshaltung und Wahlergebnisse waren stramm kon-
servativ, die Region von Wegzug und Arbeitslosigkeit geprägt, der Landkreis an drei Seiten von der DDR umschlossen. Zwar 
lagen 1976 die Pläne für ein – später verhindertes – AKW in Langendorf schon auf dem Tisch, doch Gorleben und die wütenden 
Proteste dagegen, eine alternative Widerstands- und eine lebendige Kulturszene waren seinerzeit noch undenkbar. Zum Auf-
takt unserer Serie „40 Jahre ’77”, mit der wir in allen Ausgaben des kommenden Jahres der Standortbenennung im Februar 
1977 gedenken wollen, veröffentlichen wir einen Bericht des SPIEGEL vom 12. Juli 1976.

Die Ruhe vor dem Sturm
Ein SPIEGEL-Bericht von 1976 über den Landkreis Lüchow-Dannenberg
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soll, dann müssen wir reisen”. 
Am besten natürlich nach Ham-
burg oder Hannover, aber beide 
sind gleichermaßen rund 140 Ki-
lometer entfernt und nur in zwei 
Stunden mit dem Wagen zu er-
reichen, mit der Bahn dauert es 
sogar drei oder vier, allemal „ein 
abenteuerliches Unternehmen”, 
wie Paasche einräumt, denn hin-
zu kommt noch: „Der öffentli-
che Nahverkehr fällt bei uns so 
gut wie flach.” Eisenbahnfahren 
kann man nur von Dannenberg 
in Richtung Lüneburg, ganze 16 
Kilometer auf Kreisgebiet. den 
Rest besorgen Bus und, schnel-
ler, Anhalter.
Um mehrere zehntausend Jah-
re länger als das übrige Nieder-
sachsen ist das Wendland, wie 
die Gegend heißt, vom Eis be-
deckt gewesen, und es scheint, 
als habe es den Rückstand noch 
immer nicht aufgeholt, „ein be-
merkenswerter Sonderfall”, wie 
es in einer Studie der „Akade-
mie für Raumforschung und Lan-
desplanung” heißt, „ein Gebiet 
in der Vereinsamung liegend, an 
dem die Entwicklung des indust-
riellen Zeitalters fast spurlos vo-
rübergegangen ist”.
Vom „Ostpreußen der Bundes-
republik” ist in den Lüchower 
Amtsstuben gern die Rede, nur 
war Ostpreußen, verglichen mit 
diesem Landkreis, nahezu ein in-
dustrielles Ballungsgebiet. Zwar 
ist Lüchow-Dannenberg fast 
halb so groß wie das Saarland, 
hat aber kaum mehr Einwohner 
als Kühe: 50 000, so viele leben in 
Linden und Limmer, zwei Stadt-
teilen von Hannover.
Nur 41 Menschen kommen auf 
den Quadratkilometer, das ist die 
niedrigste Quote zumindest in 
der Bundesrepublik, 67 immer-
hin waren es seinerzeit im auch 
schon menschenleeren Ostpreu-
ßen. Und so viel müssen es auch 
sein, wenn ein Landstrich exis-
tieren will: 60 bis 80 Einwohner 
je Quadratkilometer bilden erst 
jene „Minimaldichte”, die laut 
der Bremer „Gesellschaft für 
Landeskultur” erforderlich ist 
„für eine ausreichende tägliche 
Versorgung” der Bevölkerung.
Fast ein Drittel (30,3 Prozent) der 
Erwerbstätigen arbeitet in der 
Landwirtschaft, in manchen Or-

ten steigt diese Agrarquote auf 
80. in Bischof, 43 Bewohner, gar 
auf hundert Prozent. Nur 57 von 
jeweils tausend Einwohnern ha-
ben einen Arbeitsplatz in der In-
dustrie – was Industrie so heißt 
dort: In Lüchow gibt es eine Ku-
gellagerfabrik, in Dannenberg 
ein Conti-Zweigwerk, der Rest 
hat die Größe der Hosenmanu-
faktur in Schnackenburg, wo 13 
Frauen nähen.
Kein einziger ordentlicher Fab-
rikschornstein qualmt im Kreis, 
nicht ein Hochhaus ist gebaut, 
keine Unterführung irgendwo 
gebaggert worden, nirgends re-
geln Ampelanlagen den Verkehr, 
obschon rund 14 000 Pkw über 
die Chausseen fahren, Kenn-
zeichen: DAN, die armen Nach-
barn, wie im Nachbarkreis Uel-
zen buchstabiert wird.
Oder die alten. Nahezu zehn-
tausend Lüchow-Dannenber-
ger (17,9 Prozent) stehen im Ren-
tenalter und sind 65 oder dar-
über, das Geburtendefizit ver-
schlimmert sich von Jahr zu 
Jahr, in Metzingen (722 Einwoh-
ner) kamen letzthin binnen zwölf 
Monaten ein Mädchen und ein 
Knabe zur Welt, in Hitzacker le-
ben soviel 65- wie 21jährige, und 
es gibt mehr Frauen im Alter von 
82 als Mädchen von fünf, in Ka-
temin zählt die weibliche Bevöl-
kerung soviel 102- wie Einjähri-
ge: jeweils eine.
Und die Alten werden immer 
mehr, die Jungen ständig weni-
ger. Die Entwicklung, die nach 
Meinung des Oberkreisdirek-
tors „kaum irgendwo ihresglei-
chen haben dürfte”, beruht da-
rauf, daß die jungen Leute, so-
bald sie mit der Schule fertig 
sind, in Scharen davonlaufen. 
„Wir kämpfen darum”, sagt Paa-
sche, „die Bevölkerung zu erhal-
ten, aber der größte Teil der Ju-
gend wandert ab.”
Viele, weil es daheim an Arbeits-
plätzen fehlt, pendeln zwar über 
die Kreisgrenze, manche sogar 
täglich bis nach Hamburg, wo 
es Jobs im Hafen gibt, aber die 
meisten packen ihre Sachen und 
kommen nie wieder. So passiert 
es, daß die Jugend-Fechter des 
TSV Hitzacker regelmäßig erste 
Plätze belegen, bei den Herren 
aber bekommt der Verein nicht 

einmal eine komplette Mann-
schaft zusammen, „weil die weg 
sind eines Tages”, so Stadtdirek-
tor Hoffmann. dessen drei Kin-
der auch schon über alle Ber-
ge sind und nur noch zur Erho-
lung nach Hause kommen. Im-
merhin: Wer weggeht, wird nicht 
arbeitslos, und wer bleibt, fin-
det einstweilen noch immer ei-
ne Lehrstelle, „davon gibt’s ge-
nug”, behauptet Wilhelm Paa-
sche, freilich vor allem im Hand-
werk und bei kleinen Kaufleuten. 
Mit 8,7 Prozent war die Arbeits-
losigkeit im Frühjahr zwar höher 
als in den Nachbarbezirken, aber 
noch gerade erträglich. Und es 
hatte schon böser ausgesehen: 
1950, als durch Evakuierte und 
Flüchtlinge die Einwohnerzahl 
um 50 Prozent auf 75 000 kletter-
te, waren fast 26 Prozent arbeits-
los gewesen, da hatte „das Elend 
größte Ausmaße angenommen”. 
wie eine Denkschrift aus jenen 
Tagen versichert.
Das Elend, das bis heute nach-
wirkt, war eine Folge des Krie-
ges und der Grenze. die er durch 
Deutschland zog. Aus der Mit-
te des Reiches rutschte das El-
bedreieck an den Rand der Re-
publik, abgeschnitten von al-
len Verbindungen. die es bis da-
hin so eben am Leben erhal-
ten hatten. Nicht nur Äcker und 
Weiden, Freunde und Verwand-
te waren plötzlich unerreichbar 
„drüben”, zertrennt waren auch 
wirtschaftliche Funktionen, ver-
loren Salzwedel und Wittenber-
ge, Städte, in denen man gear-
beitet, gekauft, in den Schulen 
gelernt hatte.
Einst hatte Berlin vor der Tür ge-
legen, alle Bahnen und Straßen 
„waren nach dort ausgerichtet” 
gewesen, wie der Oberkreisdi-
rektor noch weiß, die Dömit-
zer Elbbrücken, zerstört im Ap-
ril 1945, hatten geradewegs in 
die Reichshauptstadt und nach 
Mecklenburg und Brandenburg 
und Pommern geführt. Nun 
muß, wer zum Onkel gegenüber 
nach Lenzen will, das mit blo-
ßem Auge zu sehen ist, hin und 
zurück 330 Kilometer fahren, 
und „das stinkt einem”, sagt ein 
Schnackenburger. Alle Förde-
rungsmittel, die es für den „Zo-
nenrand” gab, haben an der Mi-
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sere nicht viel zu ändern ver-
mocht. Freilich konnte damit et-
wa ein Hallenbad in Lüchow ge-
baut werden, aber die laufenden 
Kosten zehren nun an der Stadt-
kasse, und fast überall im Kreis-
gebiet weisen die kommuna-
len Haushaltspläne wachsende 
Ausgaben bei sinkenden Steu-
ereinnahmen aus. Da müssen 
die Ratsherren von Schmarsau, 
das zur Samtgemeinde Lüchow 
gehört. schon darauf bestehen, 
nun den Bürgersteig ausgebaut 
zu bekommen. nachdem das 
Geld zuletzt nur für eine Stra-
ßenlampe gereicht hatte.
Freilich, ein Eldorado war der 
Landzipfel auch früher nie gewe-
sen. Wo einst die Wenden wohn-
ten, wo Dörfer danach Predöhl, 
Kriwitz, Kukate, Leute noch Bau-
seneick, Glabbatz, Klauke und 
Karminecke heißen, denen die 
Chronik nachsagt, daß „Fressen 
und Sauffen ihr erstes, ihr letz-
tes, ihr allerbestes” sei, bleiben 
die Bewohner „im Schatten wirt-
schaftlicher und gesellschaftli-
cher Entfaltung” stehen, wie der 
Dannenberger Oberstudienrat 
Berndt Wachter vermerkte.
Man war welfisch und erzkon-
servativ und wählte erst die 
Deutsch-Hannoversche, dann 
die Nationalsozialistische Par-
tei: Bis 1933 gab es für Hit-
ler hier stets zwanzig Prozent 
mehr Stimmen als im Reichs-
durchschnitt, „eine demokrati-
sche Gesinnung”, so Wachter, 
„hatte sich nicht festsetzen kön-
nen”. Heute liegt die CDU vorn, 
mit 59,5 Prozent bei der letzten 
Landtagswahl.
Daß der junge Graf Andreas aus 
der Familie derer von Bernstorff, 
die viel Wald und Feld ihr ei-
gen nennt, so einfach und ohne 
Trompetenschall in Gartow das 
Schützenfest visitiert, kommt 
Gerhard Dieckmann, Bauer und 
Stadtdirektor in Schnackenburg, 
denn doch reichlich revolutionär 
vor, tritt der Herr Graf doch „wie 
ein richtiger Mensch” unter das 
Volk, „man kann ihn kaum unter-
scheiden”.
Aber wo sonst als beim Schüt-
zenfest sollte man den Grafen, 
sollte man sich treffen, es ist, 
wie Bauer Dieckmann sagt, „der 
einzige Zusammenhalt, den wir 

hier haben”. So erklärt sich, daß 
der Landkreis nicht weniger als 
49 Schützenvereine zählt und ei-
nen Erntefestverein, was ziem-
lich dasselbe ist. „Viel Aufwand 
und Engagement”, bestätigen 
Kreisbeamte, wird da investiert, 
Trost für die Tristen.
In Schnackenburg, das laut 
„Bild”-Zeitung „nur Gott noch 
nicht vergessen” hat, geht es 
trotz – oder wegen? – aller Ver-
lassenheit das ganze Jahr über 
rund, mal bei den Sängern, mal 
beim Posaunenchor, dann bei 
den Anglern und bei den Schüt-
zen, schließlich bei den Schiffern 
und im Sparklub beim Tütenball. 
Monika Witte, die am Ort das Ca-
fé betreibt, erklärt den Selbster-
haltungstrieb: „Wir lassen uns 
nicht unterhalten, wir unterhal-
ten uns selber.”
Das mag, für ein paar Stunden 
die Woche, ein paar Nächte im 
Jahr, die Misere vergessen las-
sen, an der auch sie teilhat: Ihren 
Sohn hat sie auf die Realschule 
zurückstufen müssen, weil der 
Besuch des Gymnasiums in Lü-
chow ihn „körperlich und see-
lisch kaputtgemacht” hat, um 
6.15 Uhr morgens hatte der 
Zehnjährige mit dem Bus losfah-
ren müssen und kam immer erst 
nachmittags nach Hause zurück.
Und an der Misere wird sich 
weder in Schnackenburg noch 
sonstwo im Landkreis so bald 
etwas ändern. Für die „Anglei-
chung an moderne Wirtschafts-
belange” prophezeien Planer ei-
nen „Anpassungsspielraum von 
einem halben Jahrhundert”, das 
offenkundig aber noch gar nicht 
begonnen hat. In den vergange-
nen fünf Jahren sind 6,7 Millio-
nen Mark Investitionszuschüsse, 
17 Millionen Mark Darlehen, 20 
Millionen Mark kommunale Fi-
nanzhilfe und 15 Millionen Mark 
für soziale und kulturelle Vorha-
ben nach Lüchow-Dannenberg 
gezahlt worden. Aber zur Wen-
de im Wendland hat es nicht ge-
langt.
Rezession als Dauerzustand: 
Nach wie vor verlassen mehr 
Menschen den Kreis (1974: mi-
nus 341) als hinzukommen, liegt 
das Bruttoinlandsprodukt (1972) 
mit 9090 Mark je Einwohner un-
ter Niveau. in Hitzacker regist-

riert die Verwaltung: „Die Ge-
werbesteuer stagniert seit zehn 
Jahren.” Betonwerk und Sack-
fabrik haben Konkurs gemacht. 
und „kein Ersatz ist in Sicht”.
Mit mehr als vier Millionen Mark 
ist der Ausbau eines künstlichen 
Sees in Gartow gefördert wor-
den, auch die wendländische 
Volkstanz- und Trachtengrup-
pe in Lüchow hat Geld gekriegt. 
Doch zugleich ist im Jahresheft 
des Heimatkundlichen Arbeits-
kreises von „sterbenden Ge-
meinden” die Rede, von Rede-
moißel etwa, wo es bei der letz-
ten Zählung niemanden mehr 
unter 15 gab, aber fast vierzig 
Prozent lebten von Rente, Pensi-
on oder Arbeitslosenunterstüt-
zung – „soziale Erosion”, wie es 
in einer Denkschrift heißt.
Binnen zehn Jahren verloren 
manche Dörfer die Hälfte ihrer 
Bewohner und mehr. In Schna-
ckenburg werden laut Stadt-
verwaltung noch immer „pro 
Jahr zwei, drei Häuser frei”, 
und da auch die Landwirtschaft 
schrumpft – allenfalls ein Drit-
tel der Betriebe gilt als entwick-
lungsfähig –, wird sich der Bevöl-
kerungsschwund noch beschleu-
nigen, solange andere Arbeits-
plätze fehlen.
Da hilft es wenig, daß, wie Ober-
kreisdirektor Paasche sagt, „wir 
auch bei der Zerstörung der 
Landschaft stark rückständig 
sind”, daß „noch viel heile Welt” 
vorhanden ist, „wundersame 
Kräfte der Natur” noch unver-
mindert wirken. Durch die Kie-
fernwälder wechseln da die ka-
pitalsten Hirsche, Seeadler krei-
sen noch, Schwäne streichen in 
Schwärmen über die Elbe, so-
gar Kraniche nisten an den Ufern 
und Störche in allen Dörfern.
Trotz Fauna floriert es nicht. 
Die „Oase an der Elbe”, mit der 
Schnackenburg wirbt, ist wirklich 
von dem „eigenartigen Charme”, 
den die Prospekte preisen, gut 
geeignet als Nationalpark, aber 
der ist man ja nicht. Man ist, 
nach Definition der Planer, „ei-
ne eigene Arbeitsmarktregi-
on”, abgeschnitten von den gro-
ßen anderen, und das bleibt so.
Wo nur 41 Menschen pro Qua-
dratkilometer leben und ent-
sprechend wenig erwirtschaf-

Der Artikel
erschien

ursprünglich im 
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ten können, ist auch das Ange-
bot an Dienstleistungen zwangs-
läufig bescheiden: Dienstleis-
tungen benötigen eine Mindest-
zahl von Benutzern, um existie-
ren zu können, und so liegt denn 
nicht nur der öffentliche Verkehr 
brach, auch Wasserversorgung, 
Abwasserbeseitigung und Müll-
abfuhr sind, so die Verwaltung, 
„in schwieriger Lage”. Nur 58 
Prozent der Bewohner sind zen-
tral mit Wasser beliefert, nur 44 
Prozent an eine Kanalisation an-
geschlossen.
Zwar ziehen mehr und mehr 
Menschen zu, Städter vor al-
lem aus Hamburg und Berlin, die 
das Wanderungsdefizit in Gren-
zen halten. Das mag auch „bes-

ser als gar nichts” sein, wie Paa-
sche findet, aber die da kommen, 
ändern an der Lage nichts, allen-
falls: „Manches Haus, das sonst 
verfallen würde, bleibt so Gott 
sei Dank erhalten” (Paasche).
Für 25 bis 35 Mark ist der Qua-
dratmeter in Hitzacker, für zehn 
Mark noch in Lüchow zu haben, 
Katen und Bauernhäuser sind ab 
39 000 Mark angeboten, „Eiche-
Stein-Fachwerkhäuser mit gro-
ßem Dielentor”, so ein Inserat in 
der „Elbe-Jeetzel-Zeitung”, kos-
ten, „am Bach gelegen” und mit 
1500 Quadratmeter Grundstück, 
auch nur 65 000.
Die sich darin einrichten, profi-
tieren von der Powerteh, jeden-
falls haben sie nichts mit ihr zu 
tun oder teilen sie, aus welchem 
Antrieb auch immer, mit Absicht: 
Ruheständler, von denen mitt-
lerweile 700 ihr Refugium in und 
um Hitzacker gefunden haben, 
der Gemeinde aber kein Geld 
einbringen, Künstler, Journalis-
ten und ähnliche Intellektuelle, 
die sich an guter Luft und klarem 
Wasser weiden.
Kai Hermann, Reporter aus Ham-
burg, den es hintern Deich nach 
Landsatz getrieben hat, machte 
es eben nichts aus, daß an sei-
nem Glas Apfelsaft die Fliegen 
kleben. Er hat in dem öd-ma-
lerischen Flecken „mehr Kon-
takte und intensivere als in der 
Stadt” gefunden, beim Fußball 
gegen die Dorf-Feuerwehr oder 
in der einzigen Kneipe dort, wo 
– mag sein: weil – es nicht orts-
üblich Aal, sondern schick Piz-
za gibt. Und er will, ein Garten-
buch in der Hand, wohl „nie 
mehr weg”. Auch der Rixdorfer 

Maler Uwe Bremer bleibt in ei-
nem sogenannten Schloß am 
kleinen Gümser See und die Ber-
liner Journalistin Sophie von 
Behr samt Sohn zu Breese in der 
Marsch in einem Bauernhaus, 
das knapp halb bewohnbar ist. 
„Was zuwandert”, kennzeich-
net der Schnackenburger Stadt-
direktor Dieckmann die Situati-
on, „sind Rentner, was abwan-
dert, sind junge Leute.” Für ihn, 
so hört man es quer durch den 
Landkreis, ist deshalb „Frem-
denverkehr die einzige Alterna-
tive, die dieser Raum überhaupt 
hat”.
Doch bislang hat der Fremden-
verkehr nicht einmal im Gaststät-
ten- und Beherbergungsgewer-
be neue Arbeitsplätze erbracht, 
und Kalkulationen besagen, daß 
die Branche nur gedeihen kann, 
wenn die Ansässigen garantie-
ren, was „Mindestauslastung” 
genannt wird. Darauf ist, bei 
50 000 Leuten im ganzen Kreis-
gebiet, nicht recht zu hoffen.
Hinzu kommt: „Fremdenver-
kehr ist immer nur ein Bein”, wie 
Stadtdirektor Hoffmann in Hitza-
cker weiß. Das zweite, industri-
elle, das dem Landkreis sozusa-
gen ins Haus steht, taugt wohl 
auch nur zum Humpeln: Bei Lan-
gendorf an der Elbe will die Preu-
ßenelektra ein Atomkraftwerk 
hochziehen, das Raumordnungs-
verfahren läuft schon.
Das unheimliche Ding bräch-
te zwar 200 Arbeitsplätze sowie 
eine Million Gewerbesteuer pro 
Jahr und würde der Vorstellung 
von Oberkreisdirektor Paasche 
gerecht, „daß wir unseren Teil 
tun sollten für die Energieversor-
gung der Bundesrepublik”. Aber 
ob es, wenn die Kühltürme erst 
dampfen, die Kraniche und die 
Künstler noch in ihren Nestern 
hält, ist zu bezweifeln.
Besser, die geplante Autobahn 
Hamburg-Berlin würde durch Lü-
chow-Dannenberg gelegt. „Das 
wäre”, träumt man in Hitzacker, 
„eine enorme Sache. eine Bele-
bung dieses toten Raums.”
Wie tot auch immer: „Von Hau-
se aus”, versucht Wilhelm Paa-
sche zu lächeln, „sind wir hier 
sehr lebenslustig, das schreiben 
Sie mal.”
Bitte, vielleicht hilft’s weiter.

Trotz Neubau-
gebieten: In den 
Siebzigerjahren 
waren die Stra-
ßen in Lüchow-
Dannenberg oft 
menschenleer.

Bevor der Begriff 
„Demografi-
scher Wandel” 
erfunden wurde: 
Überalterung 
der Bevölkerung 
trieb die Politik im 
Wendland schon 
immer um.

Serie – 40 Jahre ’77
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Aktivistenportrait Gorleben-Quickie

Das Zwischenlager (Transport- 
behälterlager Gorleben, TBL) 
wird von der Gesellschaft für 
Nuklearservice (GNS)  betrieben, 
die zu 98 Prozent den vier gro-
ßen Energiekonzernen gehört. 
Es befindet sich nordwestlich 
der Straße von Gorleben nach 
Gedelitz und beherbergt:

Das Fasslager zur Lagerung von 
schwach und mittel aktivem 
Müll. Die Nutzung begann 1984. 
„Blähfässer” aufgrund von Gas-
entwicklung in den Gebinden 
und der „Transnuklearskandal” 
machten das Fasslager bundes-
weit bekannt. Trotz Stopps der 
Castortransporte werden heute 
noch mehrmals im Jahr frische 
Gebinde angeliefert. 
Die oberirdische Castorhalle hat 
Platz für 420 Behälter. Bislang 
lagern dort schon 113 Castoren 
mit hoch radioaktivem Müll. Die 
Behälter stehen aufrecht und wer- 
den elektronisch überwacht. Küh-
lung erfolgt durch Umgebungs-
luft, die nach außen abgeführt 
wird. Gegen Angriffe ist die Hal-
le nicht ausreichend gesichert. 
Zurzeit sind die Castortransporte 
ausgesetzt.
In der Pilotkonditionierungsan-
lage (PKA) soll getestet werden, 
wie hoch radioaktiver Müll end-
lagerfähig verpackt werden kann, 
denn die Castoren sind zu schwer 
und groß, um sie unter Tage zu 
bringen. Auch schadhafte Behäl-
ter könnten in der PKA repariert 
werden. Bislang ist die PKA noch 
nie benutzt worden und darum 
nicht kontaminiert. Die Technik 
der PKA gilt inzwischen als ver-
altet. 

Südöstlich der Straße betreibt  
die Deutsche Gesellschaft zum 
Bau und Betrieb von Endlagern 
für Abfallstoffe (DBE) das so ge-
nannte Erkundungsbergwerk.

Das Bergwerk wurde größer auf-
gefahren, als für die Erkundung 
nötig. Kritiker befürchten, dass 
das Endlager fast fertig gebaut 
ist. Derzeit ruht die Erkundung 
wegen des angeblichen „Neuan-
fangs” bei der Endlagersuche. Ein 
Rückbau der martialischen Siche-
rung ist angekündigt. Es befindet 
sich kein Atommüll im Bergwerk!

Portrait Clara Tempel war happy, 
als sie mit zwölf Jahren „end-
lich das erste Mal bei einer Cas-
torblockade“ dabei sein durfte. 
All die Jahre davor hatte sie die 
Planung der Eltern, Katja Tempel 
und Jochen Stay, vor den Castor-
transporten mitverfolgt – nur um 
dann in der heißen Phase doch 
zur Oma geschickt zu werden. 
An der Hand der Eltern war sie 
immer schon auf Anti-Atom-De-
monstrationen dabei gewesen, zu 
kaum gefährlichen Demos durfte 
sie schon als kleines Kind mit-
kommen, aber der erste Castor-
transport war natürlich eine ganz 
andere Nummer:
Clara übernachtete auf der Straße 
vor dem Zwischenlager. Natürlich 
war sie aufgeregt. Natürlich hat-
te sie ihre eigene Bezugsgruppe, 
und natürlich hatten Ihre Eltern sie 
auf ihren ersten Kontakt mit der 
Staatsgewalt vorbereitet. So wie-
derholte Clara in Gedanken man-
traähnlich Sätze wie: „Lassen Sie 
mich gehen, ich bin minderjäh-
rig!“. Sie erlebte dann tatsächlich 
ihre erste Räumung, aber die Po-
lizei ging freundlich mit den Pro-
testierenden um, so sind Clares 
Erinnerung an ihre erste Castor-
blockade durchweg sehr positiv.
Seit jenen Tagen ist Clara, mitt-

lerweile 20 Jahre, nicht mehr 
ohne politische Protestaktionen 
zu denken. Sie hat viele Ideen, 
große Freude am Aktivsein und 
den Mut, etwas zu bewegen. Sie 
organisierte weitere Blockaden 
vor dem Zwischenlager in Gor-
leben und gründete sogar eine 
eigene Politgruppe.  JunepA, ein 
„Jugendnetzwerk für politische 
Aktionen“, ist seit drei Jahren 
bundesweit aktiv und funktioniert 
ohne feste Mitgliedschaft. Es sind 
meist um die 20 junge Erwach-
sene, die den Kern dieses Netz-
werks ausmachen und Aktionen 
des zivilen Ungehorsams planen, 
durchführen und verantworten. 
Die Gruppe kämpft für eine faire, 
soziale und ökologische Gesell-
schaft.
Gerade erst stand Clara vor Ge-
richt, weil sie 2015 mit zehn wei-
teren JunepA-Aktivist/-innen die 
Einfahrt der Brennelementefab-
rik in Lingen blockiert hatte. Ihr 
wurde die Versammlungsleitung 
angedichtet und in Lingen ein 
Gerichtsprozess gemacht. Zum 
Gerichtstermin erschienen mehr 
Unterstützerinnen für Clara als 
das Gerichtsgebäude Platz hat-
te.  Die Klage musste aus Mangel 
an Beweisen eingestellt werden, 
und Clara holte am Ende, als ihr 
vom Gerichtsvorsitz das Wort er-
teilt wurde, ihre Gitarre raus und 
sang ein eigens hierfür gedichte-
tes Lied. Sie ist weder mut- noch 
sprachlos, auch dann nicht, wenn 
ihr der Prozess gemacht wird. 
Clara ist in engagierten Kreisen 
aufgewachsen: Die gebürtige 
Jeetzelerin besuchte die Freie 
Schule in Hitzacker, zusammen 
mit ihren Mitschülerinnen hat sie 
vor den verschiedenen Castor-
transporten gebastelt und das 
Schulgebäude geschmückt, denn 
Lokführer und Begleitpersonal der 
Castortransporte sollten von den 
Gleisen aus die Kürbiss-Xe und 
Wendlandsonnen sehen können.
Nach dem Abitur ist sie nach 
Lüneburg gezogen und hat ein 
freiwilliges ökologisches Jahr im 
Jugendumweltbüro „Janun“ ab-
solviert, viel gelernt und ein noch 
größeres Netzwerk geknüpft.  
Und jetzt, ganz frisch im Oktober, 
hat sie ihr Studium in Lüneburg 
begonnen. Der Schwerpunkt da-
bei: natürlich Politik und Kultur.

Sozialisierung
im
Wendland

Clara Tempel ist 
erst 20 und hat 
doch schon viel 
Aktionserfahrung.
So ist das, wenn 
man im Wend-
land aufwächst. 
Anja Meyer stellt 
die Studentin vor
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Blick

Auch Widerständler/-innen müssen Geld verdienen! Überdurch-
schnittlich häufig tun sie das nicht als Angestellte, sondern gehen 
einer selbstständigen Tätigkeit nach. Und nicht selten vermischen 
sich beide Welten, weil sowohl der eigene Betrieb als auch das En-
gagement gegen Gorleben und andere Atomanlagen Berufung und 
Lebensaufgabe geworden sind. Häufig ist es für die Betroffenen gar 
nicht mehr möglich, den Schwerpunkt ihres Tuns auszumachen. Was 
also liegt näher, als diese Verquickung auch im jeweiligen Firmen-
logo zu dokumentieren? Wir haben uns auf Spurensuche im Wend-

land begeben und sind an zahl-
reichen Orten fündig gewor-
den: bei zahlreichen Bioproduk-
ten und regionalen Lebensmit-
teln, bei pfiffigen Marketing-Ide-
en, aber auch bei Dienstleistern 
und Handwerksbetrieben. Ganz 
klarer Trend: Die Wendlandsonne 
wird sehr gern als Logo genutzt, 
dicht gefolgt vom großen Castor-X.
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Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
Mo, Mi, Fr: 9 – 16 Uhr • Di, Do: 9 – 18 Uhr
 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!

Name................................................................. Vorname...................................................................... 

Straße................................................................ Hausnummer..........................................................

PLZ, Ort............................................................. E-Mail......................................................................

Datum................................................................ Unterschrift.......................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahme- 
antrag per Post oder E-Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (6 x im Jahr) und weiteres Info- 
material unregelmäßig zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende.  Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ....................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber.............................................. Name der Bank............................................................

BIC................................................................ IBAN.......................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an: 
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, Rosenstraße 20, 29439 Lüchow
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Anzeige

Wenig festlich?
Dafür flauschig!
Pullis, T-Shirts und Taschen
öko und fair in diversen Farben

Bücher, Fahnen, Aufkleber und mehr
Schaut mal vorbei

Wir wünschen 
faire Weihnachten

Erhältlich im BI-Büro, Rosenstraße 20, Lüchow (Mo - Fr von 9 - 16 Uhr, Di und Do bis 18 Uhr) 
oder online: www.bi-luechow-dannenberg.de, Menüpunkt „Material”


